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 Zusammenstellung der Stellungnahmen  
 

 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

zum Bebauungsplan für den Planbereich  
„Mainzer Straße Bereich C, südlich des Siegfriedrings“ in den Ortsbezirken Südost und Biebrich  

 
 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die in § 1 Abs. 6 Nr. 1 bis 12 Baugesetzbuch (BauGB) aufgeführten Belange insbesondere zu berücksichtigen.  
Dabei sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander nach § 1 Abs. 7 BauGB gerecht abzuwägen. Die Vorschriften über die 
Aufstellung von Bauleitplänen gelten nach § 1 Abs. 8 BauGB auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. 
 
Das Abwägungsgebot ist Ausdruck des für räumliche Planungen maßgeblichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Die bei der Planung regelmäßig vorhande-
nen vielschichtigen Interessenlagen sind dabei angemessen zu berücksichtigen. Ziel des Abwägungsgebots ist es, dass das Produkt der Abwägung – die 
planerischen Festsetzungen als Abwägungsergebnis – der insgesamt gegebenen Sachlage gerecht wird. 
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Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 

Beteiligte Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

1 Einwender            
Nummer 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Als Eigentümerin der in der Gemarkung Biebrich 571, Flur 25 liegenden Flurstü-
cke 5/6, 5/7 und 219/23 nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Als eines der mit dem Bebauungsplan zu verfolgenden städtebaulichen Ziele 
wird unter anderem „die Errichtung überschaubarer räumlicher Einheiten als 
Baublocke mit hohem Grünanteil" benannt. Diese städtebauliche Zielsetzung ist 
angesichts des in der Landeshauptstadt ausgerufenen Klimanotstandes und ei-
nem damit einhergehenden zwingend erforderlichen Paradigmenwechsel sowie 
vor dem Hintergrund der zu berücksichtigenden allgemeinen Belange des Natur-
schutzes durchaus verständlich. 
 
Unumstritten ist auch, dass die Gemeinde sowohl hinsichtlich der Planungsho-
heit als auch hinsichtlich der inhaltlichen Zielsetzung grundsätzlich frei ist und ei-
nen gewissen Spielraum im planerischen Ermessen hat. 
 
Aber auch dieses planerische Ermessen unterliegt gewissen Schranken, nämlich 
der gerechten Abwägung von öffentlichen und privaten Interessen sowohl unter- 
als auch gegeneinander. Diese Schranken sind dann überschritten, wenn, wie im 
vorliegenden Fall für die Flurstücke 5/7 und 219/23 zutreffend, die Verhältnismä-
ßigkeit und / oder der Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG nicht gewahrt 
werden. 
 
Auf den ersten Blick lässt das bisher festgesetzte Maß der baulichen Nutzung 
hinsichtlich der GRZ - auch unter Berücksichtigung des eingangs erwähnten 
städtebaulichen Ziels – augenscheinlich noch eine entsprechend der Art der bau-
lichen Nutzung annähernd gebietstypische Ausnutzung zu (GRZ I: 0,6/ GRZ II: 
0,8). Durch die Festsetzung der Baulinie, der Baufenster, der Pflanzbindungen 
und die Anordnung von Stellplätzen wird jedoch die Ausnutzung der Flurstücke 
teilweise unverhältnismäßig eingeschränkt. 
 
Die beiden Flurstücke 5/7 und 219/23 haben zusammen eine Größe von ca. 
2.804 m². Dies würde entsprechend dem festgesetzten Maß eine Ausnutzung 
von 1.684,24 m² (GRZ I), bzw. 2.243, 2 m² (GRZ II) entsprechen. Unter Berück-

Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt.  

Begründung:  
Die seitens der Eigentümerin vorgebrachten Argumente sind 
nicht mit den Zielen der städtebaulichen Rahmenplanung „Main-
zer Straße“, welche als Grundlage für die verbindliche Bauleit-
planung herangezogen und darüber planungsrechtlich umge-
setzt wird, vereinbar. Planerisches Ziel ist es, über eine Ange-
botsplanung den Bereich C städtebaulich und funktional im vor-
gegebenen Rahmen aufzuwerten. Die getroffenen Festsetzun-
gen berücksichtigen dabei sowohl eine Verhältnismäßigkeit als 
auch den Gleichheitsgrundsatz der im Geltungsbereich berühr-
ten Belange der Eigentümer.  
 
Die planungsrechtliche Umsetzung der städtebaulichen Rah-
menplanung erfolgt unter folgenden Planungsprinzipien:  
 
 Die planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen setzen 

die Struktur der Rahmenplanung um.  
 Dabei werden grundsätzlich keine Grundstücks- und Eigen-

tumsverhältnisse berücksichtigt. Eine Ausnahme stellen be-
reits vorhandenen besondere Nutzungen wie das Wohnheim 
sowie großflächige Einzelhandelsbetriebe dar, deren pla-
nungsrechtliche Sicherung eine entsprechende Festsetzun-
gen nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sowie § 11 Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO erfordert.  

 Planerisches Ziel ist die Errichtung überschaubarer räumlicher 
Einheiten, unabhängig von Bestand und Flurstückszuschnitt. 

 Der Gleichheitsgrundsatz ist im gesamten Plangebiet zu wah-
ren. Besondere Lagen, z. B. Eckgrundstücke, sind dabei im 
jeweiligen städtebaulichen Kontext zu betrachten.  

 Die Verhältnismäßigkeit der getroffenen Festsetzungen ist im 
gesamten Plangebiet einzuhalten und auf alle Grundstücke zu 



 Seite 4 von 47 

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 

Beteiligte Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

sichtigung ihrer aufgeführten städtebaulichen Gründe „Errichtung überschauba-
rer räumlicher Einheiten als Baublöcke mit hohem Grünanteil" wäre dies noch 
vertretbar, da eine wirtschaftlich tragfähige Ausnutzung, bzw. Weiterbewirtschaf-
tung möglich wäre - ungeachtet dessen, dass diese Werte bereits deutlich gerin-
ger angesetzt sind als die in § 17 Abs.1 BauNVO aufgelisteten Obergrenzen. 
Dies betrifft insbesondere die festgesetzte GFZ von 1,0 im Vergleich zu der in    
§ 17 BauNVO aufgeführten GFZ von 2,4. Durch den bisher gewählten Festset-
zungskanon ist die festgesetzte Ausnutzung nicht erreichbar und beschränkt sich 
die maximal mögliche bauliche Ausnutzung (GRZ) der oben genannten beiden 
Flurstücke auf lediglich 675 m². Dies entspricht einer tatsachlichen Nutzung von 
0,24 und ist damit eher mit den in § 17 Abs. 1 BauNVO aufgeführten Kennwerten 
einer Wochenendhaussiedlung oder einem Kleinsiedlungsgebiet vergleichbar. 
Der Bebauungsplan ist nach unserer Ansicht hiermit fehlerhaft. 
 
Mit Bezug auf die im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Pflanzflächen und zu 
begrünenden nicht überbauten Grundstücksflächen wird dieser Eindruck ver-
stärkt. Dementsprechend waren nämlich ca. 2.129 m² des Grundstückes zu be-
grünen, also konnten nur ca. 25 % der Grundstücksflache überbaut werden. In 
einem Gewerbegebiet sieht die Baunutzungsverordnung mit einer GRZ von 0,8 
jedoch 80 % der Grundstücksfläche regelhaft als zu überbauende Flache vor. 
 
Demnach würde der aktuell noch vorgesehene Festsetzungskanon dazu führen, 
dass die Umsetzung des städtebaulichen Ziels eines Gewerbegebiets mit hohem 
Grünanteil unverhältnismäßig stark auf ein einzelnes Grundstück konzentriert 
wird. Wir plädieren daher für eine deutlich stärkere Berücksichtigung unseres In-
teresses an einer wirtschaftlichen Verwertbarkeit unseres Gewerbegrundstücks, 
nicht nur für den Fall einer Veräußerung einzelner Flurstücke. Damit würde der 
Bebauungsplanentwurf aus unserer Sicht erheblich starker dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit folgen. Denn ähnliche Auswirkungen der geplanten Festset-
zungen auf anderen Grundstücken im Geltungsbereich oder in den anderen Be-
reichen der Mainzer Straße sind für uns nicht zu erkennen. Das städtebauliche 
Ziel „Baublocke mit hohem Grünanteil“ und die damit einhergehenden Lasten 
(hier: Einschränkungen der baulichen Nutzbarkeit) sind grundsätzlich gleichmä-
ßig auf die betroffenen Grundstücke zu verteilen. 

übertragen. Besondere Lagen, z. B. Eckgrundstücke, Grund-
stücke entlang von Bahnanlagen, sind dabei im jeweiligen 
städtebaulichen Kontext zu betrachten.  

 Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind aus der 
Rahmenplanung abgeleitet. Einschränkungen durch den Aus-
schluss einzelner Nutzungen sind städtebaulich zu begrün-
den. Der Bestandsschutz bleibt davon unberührt.  

 In allen Bereichen des Plangebiets ist die festgesetzte GFZ im 
Rahmen einer Neubebauung i. V. m. weiteren Festsetzungen 
zur GRZ I, GRZ II, Geschossigkeit sowie den überbaubaren 
Grundstücksflächen erreichbar. Damit wird die städtebauliche 
Figur gemäß Rahmenplanung planungsrechtlich gewährleis-
tet. Die Möglichkeit zur wirtschaftlichen Ausnutzung aller Lie-
genschaften ist, ohne Berücksichtigung von Grundstücks- und 
Eigentumsverhältnissen, grundsätzlich gegeben. Damit wird 
eine schadensfreie Planung gewährleistet. 

 Der Bestandsschutz bleibt unberührt des künftigen Planungs-
rechts. Bauliche Änderungen sowie Nutzungsänderungen 
sind im Rahmen des Bestandsschutzes im Baugenehmi-
gungsverfahren zu prüfen und zu beurteilen.  

 Abweichungen und Befreiungen vom Planungsrecht sind im 
textlich vorgesehenen Umfang gemäß § 31 Abs. 1 BauGB so-
wie auf Grundlage des § 31 Abs. 2 BauGB zulässig.  

 
Basierend auf jenen Planungsprinzipien wurden die planungs-
rechtlichen Festsetzungen für zusammenhängende räumliche 
Einheiten getroffen, unabhängig vom Zuschnitt der privaten 
Grundstücke sowie den bestehenden Eigentumsverhältnissen, 
und auf ihre grundsätzliche Machbarkeit für eine künftige Ent-
wicklung hin geprüft. Diese Prüfung der städtebaulichen Kenn-
werte ergibt, dass für alle im Plangebiet vorhandenen Grundstü-
cke durch die getroffenen Festsetzungen künftig mit einer Neu-
bebauung eine verbesserte bauliche Ausnutzung gegeben ist. 
Somit sind die Eigentümer im Plangebiet gegenüber der bislang 
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Ferner ist durch die gewählten Festsetzungen die wirtschaftliche Fortführung bis-
heriger gewerblicher Nutzungen auch unter einer etwaigen Berücksichtigung des 
Bestandschutzes in Frage zu stellen. So wäre eine für den Betrieb notwendige 
Instandsetzung und Optimierung der Parkierung möglicherweise ausgeschlos-
sen und die bisherige Nutzung somit obsolet. Ein solcher Ausschluss könnte 
aber die Aufrechterhaltung der Geschäftsgrundlage des Gewerbetreibenden ge-
fährden. 
 
Ähnlich verhält es sich mit dem festgesetzten Baufenster bzw. der damit einher-
gehenden Baulinie, die mit der aktuellen Bebauungsstruktur nicht zu vereinbaren 
scheint. Etwaige Modernisierungsmaßnahmen die über eine kosmetische Kor-
rektur hinausgehen (bspw. statisch notwendige Ertüchtigungen der baulichen 
Substanz) konnten den Bestand gefährden, obwohl diese möglicherweise kos-
tengünstiger umzusetzen wären als die durch die Festsetzungen hervorgerufe-
nen tiefgreifende und grundlegende Änderungen der Bebauungsstruktur. Denn 
nur ein vollständiger Abriss und Neubau ermöglichen es eine festsetzungskon-
forme Bebauung zu errichten. Dies scheint unverhältnismäßig und nur dann zu 
gelingen, sollten private Interessen im Abwägungsprozess unberücksichtigt blei-
ben. 
 
Vor diesem Hintergrund muss das benannte Grundstück einer besseren Ausnut-
zung dienen und mindestens den Bestand sichern. Entsprechend ist zudem das 
Baufenster zu vergrößern und die nicht überbaubaren Grundstücksflächen einer 
ebenerdigen (gewerblichen) Nutzung zuzuführen. Daneben existieren aktuell ge-
meinsam mit dem Stadtplanungsamt Überlegungen, den südlichen Stadteingang 
neu zu gestalten und neu zu überplanen. Hierbei spielen auch die Flurstücke 
5/6, 517 und 219/23 gemeinsam mit dem Grundstück Mainzer Straße 166 und 
dem Grundstück „Freizeitbad Mainzer Straße“ als mögliche Standorte für städte-
bauliche Hochpunkte eine zentrale Rolle. Um einerseits eine Bestandssicherung, 
beziehungsweise Wertminderung der SEG Grundstücke und damit intensive Ab-
stimmungen über eine Kompensation zu vermeiden und andererseits die ange-
dachte Entwicklung des Stadteingangs verwirklichen zu können, sollte der hie-
sige Bebauungsplan an dieser Stelle grundlegend in Abstimmung mit der SEG 
überarbeitet werden oder alternativ der Bereich westlich der Mainzer Straße aus 

bestehenden Beurteilungslage nach § 34 BauGB grundsätzlich 
planbegünstigt.  
 
Dabei ist nicht die maximale Ausnutzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche (Baufenster, GRZ I und GRZ II) ausschlag-
gebend, sondern eine über die GFZ i. V. m. der Geschossigkeit 
ermöglichten Neubebauung. Folglich ist für alle Flächen im Be-
reich des Plangebiets die festgesetzte GFZ von 1.0 zu errei-
chen. Dies entspricht dem Leitsatz des BVerwG vom 19.12.2007 
(4 BN 53.07), dass die im Bebauungsplan festgesetzten Bau-
grenzen dem Eigentümer nicht die volle Ausschöpfung der fest-
gesetzten Grundflächenzahl ermöglichen müssen.  
 
Aufgrund der Größe und zusammenhängenden Lage entspre-
chen die von der Eigentümerin genannten Flurstücke 5/6, 5/7 
und 219/23 in der Gemarkung Biebrich, Flur 25 einer solchen 
Einheit. Gleichzeitig besteht eine für die Eigentümerin vorteil-
hafte Ausgangslage des direkten Flächenzugriffs sowie die vor-
liegende grundbuchrechtliche Regelung als zusammenhän-
gende Liegenschaft. Bei einer Neubebauung kann die bauliche 
Masse gemäß dem vorliegenden Planungsrecht überwiegend 
auf dem nördlichen Teilbereich realisiert werden. Die sich dar-
aus ergebende Ausnutzung liegt über dem aktuell vorhandenen 
Bestand. Folgende Werte wurden bei der Berechnung über-
schlägig angenommen:   
 
 Gesamtfläche der o.g. Flurstücke: ca. 6.600 m² 
 Bestand: ca. 5.700 m² 
 Neubebauung GFZ 1.0: ca. 6.600 m²  
 
Der seitens der Eigentümerin vorgebrachte hohe Anteil nicht 
überbaubarer Grundstücksfläche ergibt sich aus der besonderen 
räumlichen Lage als spitzwinklig zulaufendes Eckgrundstück 
zwischen Mainzer Straße und der anschließenden Gleisanlage. 
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dem Geltungsbereich des aktuellen Bebauungsplanes herausgenommen wer-
den. Für diesen westlichen Bereich könnte dann ein abgestimmtes Konzept die 
Grundlage für einen neuen Bebauungsplan bilden. 

Die maximale Ausnutzung des Baugrundstücks über die festge-
setzte GFZ wird davon nicht berührt (siehe hierzu Leitsatz des 
BVerwG vom 19.12.2007). Die zur Verbesserung der ökologi-
schen Bedingungen erforderliche Minimierung der Versiegelung 
und Begrünung der Flächen in Form eines entlang des Bahn-
bauwerks verlaufenden Grünstreifens wurde mit der Absicht 
überlagert, hier einen räumlichen Abstand zwischen vorhande-
ner Gleisanlage und Neubebauung einzuhalten. Damit soll mit-
tel- bis langfristig eine zusammenhängende Grundverbindung 
im Zusammenhang mit einer Neustrukturierung und Neubebau-
ung der Flächen westlich der Mainzer Straße realisiert werden 
können. Die Umsetzungspflicht im planzeichnerisch und textlich 
formulierten Umfang erfolgt bei Aufgabe, Abriss und Neubebau-
ung der Liegenschaften.  
 
Die seitens der Eigentümerin vorgebrachten Argumente basie-
ren auf einer isoliert betrachteten wirtschaftlichen Beurteilung, 
welche nach Prüfung der Sachlage dem Gleichheitsgrundsatz 
entgegensteht. Eine auf die Liegenschaften der Eigentümerin 
und damit deren privaten Belangen angepasste Planung wider-
spricht den Zielen der städtebaulichen Rahmenplanung und so-
mit den öffentlichen Belangen.  
 
Gleichzeitig stellt das vorgeschlagene Herauslösen der Flächen 
aus dem Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans 
und ggf. eine Planung im Zuge eines neuen Bebauungsplans 
keine planerische Lösung dar, da die Ziele der Rahmenplanung 
bereits konzeptionell und städtebaulich begründet vorliegen.  
 
Im Ergebnis der Prüfung wird die Eigentümerin durch die pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen nicht eingeschränkt, da bei ei-
ner Neubebauung das künftig zulässige Maß der baulichen Nut-
zung mit der GFZ 1.0 erreichbar ist. Die sich daraus ergebende 
Nutzfläche liegt über dem vorhandenen Bestand. Somit stellt der 
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Bebauungsplan gegenüber der bestehenden Beurteilungsgrund-
lage nach § 34 BauGB eine grundsätzliche Planbegünstigung 
dar, die im Sinne der Verhältnismäßigkeit städtebaulich begrün-
det ist und gemäß Gleichheitsgrundsatz auf alle anderen Lie-
genschaften im Plangebiet Anwendung findet.  

Auswirkung auf die Planung:  
Die Begründung wird redaktionell um die oben genannten Pla-
nungsprinzipien im Teil II A ergänzt.   
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1. Bundesamt für 
Infrastruktur,  
Umweltstruktur, 
Umweltschutz 
und  
Dienstleistungen 
der Bundeswehr, 
Referat Infra I 3 

Unsere Stellungnahme vom 31.10.2018 bleibt weiterhin bestehen. 
Im o. g. Verfahren gibt die Bundeswehr bei gleichbleibender Sach- und Rechts-
lage folgende Stellungnahme ab: 
 
Durch das Vorhaben werden militärische Belange berührt. Das Plangebiet befin-
det sich im Bauschutzbereich gemäß § 12 (3) 1b Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
des US Flugplatzes Wiesbaden-Erbenheim. 
Nach Auswertung der in Bezug übersandten Unterlagen bestehen gegen das 
Vorhaben seitens der Bundeswehr keine Bedenken. 
 
Traufhöhe max. 14,0 m 
Aufgrund der Lage des Plangebietes zum Flugplatz ist mit Lärm- und Abgas-
emissionen durch den militärischen Flugbetrieb zu rechnen. Ich weise bereits 
jetzt darauf hin, dass spätere Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr nicht an-
erkannt werden können. 
Sollte für die Errichtung der Gebäude / Anlagen der Einsatz eines Baukrans not-
wendig werden, ist hierfür gemäß § 15 i. V. m. § 12 LuftVG die Genehmigung der 
militärischen Luftfahrtbehörde erforderlich. 
Für die Beantragung dieser luftrechtlichen Genehmigung werden folgende Anga-
ben benötigt: 

 Lageplan und Koordinaten im Koordinatensystem WGS 84 
(geographische Daten Grad/Min./Sek.) des Kranstandortes 

 Maximale Arbeitshöhe in m über Grund und über NN 
 Standzeit 

Die Genehmigung ist vom Bauherrn rechtzeitig vor Baubeginn (mindestens 3 
Wochen vorher) bei der militärischen Luftfahrtbehörde zu beantragen. 
 
Anschrift militärische Luftfahrtbehörde: 
Luftfahrtamt der Bundeswehr 
Abteilung Referat 1 d 
Luftwaffenkaserne Wahn 
Postfach 90 61 10 / 529 
51127 Köln 
LufABw1dBauschutz@Bundeswehr.org 

Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

Auswirkungen auf die Planung:  
Die in der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise haben keine 
Auswirkungen auf die Bauleitplanung.  
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2. Untere  
Denkmalschutz-
behörde 

In der Plandarstellung ist das Hauptgebäude auf dem Grundstück Schwarzen-
bergstraße 7 mit einem „D“ als Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt 
gekennzeichnet. Das Einzelkulturdenkmal des ehem. Armenarbeitshauses (heu-
tiges Männerwohnheim der Heilsarmee) besteht aus zwei Baukörpern: 
 
Dem in der Plandarstellung bereits gekennzeichneten Hauptgebäude und einem 
westlichen Seitengebäude (vgl. beigefügter Auszug aus der Denkmalkartierung). 
In der Plandarstellung ist folglich auch das Seitengebäude mit einem „D“ zu 
kennzeichnen. Die textliche Festsetzung zum Entwurf des Bebauungsplans ist 
unter Punkt C 2 entsprechend anzupassen. 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Begründung: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

Auswirkungen auf die Planung:  
Die Berücksichtigung der Stellungnahme hat keine Auswirkun-
gen auf die Bauleitplanung.  
 
Der Hinweis zur Kennzeichnung des Nebengebäudes als Einzel-
anlage, die dem Denkmalschutz unterliegt, führt zu folgenden re-
daktionellen Anpassungen: 
 Ergänzung der planzeichnerischen Darstellung für das Neben-

gebäude der Liegenschaft Schwarzenbergstraße 7 
 Ergänzung der textlichen Festsetzungen Teil C 2  
 Ergänzungen in der Begründung sowie im Umweltbericht  

 

3. ESWE  
Versorgungs AG – 
Zentrale  
Koordination  

Als Eigentümer der Wasserversorgungsanlagen beantworten wir Ihre Anfrage 
auch im Auftrag der Wasserversorgungsbetriebe (WLW).  
Der o. g. Vorgang wurde durch die Fachabteilungen geprüft. Es liegt uns fol-
gende Stellungnahme vor:  
 
sw netz GmbH – Netzplanung – 110 kV 
Die sw netz GmbH betreibt im Planungsgebiet eine 110 kV-Hochspannungsfrei-
leitung. Die Belange des Sachgebietes 110 kV sind im Schutzstreifen von 36m 
berücksichtigt. Während der Planungsphase bzw. vor Baubeginn müssen wir 
zwecks Höhenfreigabe kontaktiert werden. 
 
Die sw netz GmbH behält sich vor, im Rahmen ihrer Rechte und Pflichten 
lnstandhaltungsmaßnahmen an der Hochspannungsfreileitung auszuführen. 
 
Ansonsten bestehen seitens der ESWE Versorgungs AG, der sw netz GmbH 
und der WLW keine Bedenken. 

Beschlussvorschlage: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

Auswirkungen auf die Planung:  
Die in der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise wurden be-
reits in der Bauleitplanung hinreichend berücksichtigt.  
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Auswirkung auf die Planung 

4. Bauaufsichtsamt   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Zu den vorgebrachten Fragen und Anmerkungen wird nachfol-
gend themenbezogen Stellung genommen.  

Auswirkungen auf die Bauleitplanung: 
Die in der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise wurden be-
reits in der Bauleitplanung hinreichend berücksichtigt. Redaktio-
nelle Ergänzungen in der Begründung werden entsprechend be-
nannt.  

Allgemein: 
Das Problem der Lärmeintragung durch den Einzelhandel in das angrenzende 
östliche Wohngebiet kann nicht in das Baugenehmigungsverfahren verlagert 
werden und sollte im Rahmen der Bauleitplanung mit berücksichtigt werden, da 
die möglichen Zufahrten entsprechend ausgewiesen werden können, siehe 
Punkt 4.8 der Begründung. 
 
Die Gemeinbedarfsfläche Wohnheim ist trotz sozialem Hintergrund eine Grund-
form des Wohnens. Der Bebauungsplan muss demnach die gesunden Arbeits- 
und Wohnverhältnisse gegenüber dem SO und GE abwägen und deren Verträg-
lichkeit miteinander berücksichtigen. Ein Wohnheim impliziert in der Nutzung 
nicht zwingend einen kurzfristigen Aufenthalt. Die Verträglichkeit wird auf eine 
langjährige Nutzung abgestellt, ohne die gesunden Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse im Hinblick auf die mögliche Entwicklung der Ansiedlung neuer Gewerbe-
betriebe durch die Festsetzung GE und SO-Einzelhandel zu betrachten. Die 
möglichen Konflikte sollten abgewägt werden und können nicht ins Baugenehmi-
gungsverfahren verlagert werden. 

Zu Allgemein: 
Zur Gewährleistung der Nachbarverträglichkeit in der gewachse-
nen Gemengelage wurden für die Sondergebiete – Einzelhandel 
die Richtwerte für Gewerbegebiete nach TA Lärm gutachterlich 
angesetzt und beurteilt (siehe hierzu Möbus, 2020). Als organi-
satorische Maßnahme wird dabei die Verlegung der Anlieferung 
in die Tagzeit vorgeschlagen. Die Einhaltung der Richtwerte 
nach TA Lärm ist im Rahmen der nachgelagerten Zulassungs-
verfahren nachzuweisen (siehe hierzu Begründung Teil IV B, 
4.8). Die Prüfung und Beurteilung obliegt dem zuständigen 
Fachamt. Eine räumliche Ausweisung von Zufahrten ist gemäß 
Gutachten planungsrechtlich nicht erforderlich (siehe hierzu 
auch Stellungnahme Nr. 7 Umweltamt zu Immissionsschutzfach-
rechtlichen Belangen).  
 
Der Charakter der Einrichtung des Wohnheims entspricht keiner 
typischen Wohnnutzung, sondern zielt auf eine temporäre Nut-
zung in sozialen Notlagen ab. Im Sinne von Notunterkünften 
werden diese lediglich für einen begrenzten Zeitraum genutzt 
(siehe hierzu Begründung Teil IV B, 4.6.3). Zur Beurteilung ge-
sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf der Liegenschaft 
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Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 
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Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Schwarzenbergstraße 7 wurden gemäß der entsprechenden 
Rechtsgrundlagen MI-Werte angenommen. Die Verträglichkeit 
zu den umgebenden gewerblichen Nutzungen ist gutachterlich 
nachgewiesen.  
 

Anmerkungen zeichnerische Festsetzungen: 
Baulinie zu Baugrenzen unklar in Bezug auf die Fläche dazwischen, falls hier die 
Abgrenzung der Geschossigkeit gemeint sein soll, wäre ein anderes Zeichen zu 
wählen. 
 

Zu Anmerkungen zeichnerische Festsetzungen: 
Zur Abgrenzung der zulässigen Geschossigkeit werden Bauli-
nien und Baugrenzen planzeichnerisch festgesetzt (siehe hierzu 
OVG NRW, Urtl. V. 22.05.2000 – 10 a D 197/98. NE.). In den 
dadurch entstehenden Baufenstern gilt u. a. die gemäß Planein-
trag festgesetzte Geschossigkeit (siehe hierzu Begrünung Teil II 
A, 4.2).  
 

A Planungsrechtliche Festsetzungen 
1.1.1  
Die Beschränkung sexuelle Betätigung und Schaustellung würde Swingerclubs 
nicht mit ausschließen? 

Zu A Planungsrechtlichen Festsetzungen: 
1.1.1 
Swingerclubs fallen gemäß Rechtsprechung als Nachtlokale jeg-
licher Art unter den Begriff der Vergnügungsstätten (siehe hierzu 
Beschluss vom 11.06.1990 - 3 S 1036/90 -, VBlBW 1991, 27 ff.). 
Gemäß textlicher Festsetzung A, Ziffer 1.1.1 sind Vergnügungs-
stätten im Gewerbegebiet nicht zulässig.  
 

Anmerkungen textliche Festsetzungen Punkte: 
1.1.2  
Die Beschränkung erfolgt durch "einsehbar", was ist damit genau gemeint, Ver-
sperrung der Sicht durch bauliche Anlagen, Gebäude, oder Bepflanzungen? 

Zu Anmerkungen textliche Festsetzungen:  
1.1.2 
Maßnahmen zur Verhinderung der Einsehbarkeit als Vorausset-
zung für die ausnahmsweise Zulässigkeit von Lagerplätzen wer-
den in der Begründung redaktionell unter Teil II A, Ziffer 1.1 er-
gänzt.  
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Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

 
1.2.1  
Die Beschränkung würde Gemischtwarenanbieter ausschließen, Bsp. Action? 

 
1.2.1  
In den Sondergebieten Einzelhandel sind ausschließlich Einzel-
handelsbetriebe mit dem Sortiment Lebensmittel zulässig. Pla-
nerisches Ziel ist die Sicherung der bestehenden und genehmig-
ten großflächigen Lebensmittelmärkte zur Versorgung der umge-
benden Nutzungen. Die Begrenzung der zulässigen Sortimente 
auf den Bereich Lebensmittel dient der Stärkung vorhandener 
Zentren. 
 

1.2.2  
Bezieht sich die Verkaufsfläche auf die BGF? 

1.2.2 
Die zulässige Verkaufsfläche bezieht sich auf den im hessischen 
Einzelhandelserlass definierten Teil der Geschäftsfläche, auf 
welcher der Verkauf abgewickelt wird und der den Kunden zu-
gänglich ist.  
 

2.3.2  
Die Ausnahme bezogen auf das Maß der baulichen Nutzung ist zu unbestimmt 
und nicht prüfbar, da kein Umfang angegeben. 

2.3.2 
Die im Bebauungsplan formulierte Ausnahme bezieht sich auf 
die Überschreitung vom festgesetzten Maß der baulichen Nut-
zung. Die Bestimmtheit ist durch die Bindung an die zwingende 
Geschossigkeit gegeben. Städtebauliches Ziel ist die Umset-
zung einer Raumkante zur Mainzer Straße sowie zur Schwar-
zenbergstraße. Bei Einhaltung der festgesetzten Geschossigkeit 
kann insbesondere bei Eckgrundstücken die Durchführung des 
Bebauungsplans gemäß § 31 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zu einer nicht 
beabsichtigten Härte führen, da das Planungsrecht keine Grund-
stücksverhältnisse berücksichtigt. Ausnahmen und Befreiungen 
dürfen dabei die Grundzüge der Planung nicht berühren, folglich 
muss der Umfang der Überschreitung städtebaulich und verkehr-
lich vertretbar sein. Die Prüfung und Zustimmung zur Über-
schreitung obliegt den zuständigen Fachämtern. 
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2.4.2  
Bei den Bautiefen des südlichen GE kann bei Grundstücksteilungen die Festset-
zung bei fehlendem Anschluss an öffentliche Verkehrsfläche als Folge der Tei-
lung nicht herangezogen werden. 
 

2.4.2 
Die Teilung eines Grundstücks obliegt gemäß § 7 HBO der Ge-
nehmigung der Bauaufsichtsbehörde. Die Zulässigkeit eines 
Vorhabens im Geltungsbereich eines Bebauungsplans ist ge-
mäß § 30 Abs. 1 BauGB gegeben, wenn dieses den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans nicht widerspricht und die Erschlie-
ßung gesichert ist. Bei einer Grundstücksteilung ist folglich die 
Erschließung über eine öffentliche Verkehrsfläche und damit der 
Höhenbezugspunkt sicherzustellen.  
 

4.1.1  
Die Festsetzung würde unmittelbar eine Befreiung auslösen, sobald die Werte 
nicht eingehalten werden. Weiterhin ist das Wort circa zu unbestimmt. Der ge-
stalterische Aspekt der gesteuerten Fassadengestaltung sollte sich in einer an-
deren Festsetzung wiederfinden. 

4.1.1 
Mit der Festsetzung einer straßenbegleitenden Baulinie i. V. m. 
einer zwingenden Geschossigkeit wird die planerische Zielset-
zung einer Raumkante zu den öffentlichen Verkehrsflächen si-
chergestellt. Die gewünschte Gliederung erfolgt durch das Zu-
rücktreten des Gebäudes von der Baulinie im textlich formulier-
ten Umfang. Sofern die Werte nicht eingehalten werden, sind 
Befreiungen vom Planungsrecht erforderlich, die eine städtebau-
lich vertretbare Begründung erfordern. Da der Bebauungsplan 
keine Grundstücksverhältnisse berücksichtigt, wird als Orientie-
rungsmaß ein Abstand von circa 30 m festgesetzt, um das pla-
nerische Ziel der straßenbegleitenden Gliederung umzusetzen.  
 

6.2  
Gemeinschaftsanlagen für was §§ 12,14 BauNVO? 

6.2 
Die textliche Festsetzung zur Zulässigkeit von Gemeinschaftsan-
lagen außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche auf den 
Flächen für den Gemeinbedarf dient der für jene Einrichtung er-
forderlichen Freiraumgestaltung für die ansässigen Nutzer. Die 
Begrenzung der Flächenversiegelung als ein wesentliches Pla-
nungsziel wird über die textliche Festsetzung Teil A, 2.1 mit ei-
ner maximale GRZ 0,8 für Anlagen i. S. d. § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO geregelt. 
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8.2  
Der Schutzstreifen befindet sich im ausgewiesenen Baufenster, demnach sind 
bauliche Anlagen in dem festgesetzten Umfang gemäß B-Plan möglich. Der öf-
fentliche Belang des Netzbetreibers sollte im Bauleitplanverfahren bereits im 
Rahmen der möglichen Bebauung abgedeckt sein und nicht ins Baugenehmi-
gungsverfahren geschoben werden, wo keine Abwägung mehr stattfinden kann. 

8.2 
Die Einhaltung der getroffenen Festsetzungen im Bebauungs-
plan ermöglicht grundsätzlich eine genehmigungsfähige Bebau-
ung. Eine bauliche Nutzung der Flächen innerhalb des ausge-
wiesenen Schutzstreifens ist vorbehaltlich der Zustimmung des 
Netzbetreibers zulässig, um den öffentlichen Belang der Ener-
gieversorgung dauerhaft zu gewährleisten.  
 

9.2  
Die Begrifflichkeit „zusammenhängende Außenwandfläche" ist irreführend und 
zu unbestimmt, die Auslegung kann sehr weitreichend sein. Hier wäre die Ergän-
zung „geschlossen Außenwandfläche“ hilfreich 

9.2 
Als zusammenhängende Außenwandflächen gelten geschlos-
sene Flächen sowie Teile von Wand- und Fassadenflächen ohne 
Fensteröffnungen. Eine Konkretisierung wird in der Begründung 
redaktionell unter Teil II A, 9.2 ergänzt.  
 

9.3  
Hinweis: längere überdachte Tiefgaragenzufahrten würden von der Festsetzung 
unberührt bleiben. 

9.3  
Gemäß Ziffer 9.1 sind alle Dächer von baulichen Anlagen ent-
sprechend der textlichen Festsetzung zu begrünen, so auch 
überdachte Tiefgaragenzufahrten.  
 

10.3.1  
Wie können befestigte Grundstücksfreiflächen als Vegetationsflächen angelegt 
werden? Was sind dann Vegetationsflächen im Rahmen von Bepflanzungen? 

10.3.1 
Die textliche Festsetzung bezieht sich auf Grundstückfreiflächen, 
die nicht überbaut oder anderweitig befestigt sind.  
 

B Aufnahme Landesrecht in B-Plan 
1.2.1  
Das Ziel der Festsetzung unklar und zudem unbestimmt und nicht prüfbar. 

Zu B Aufnahme Landesrecht in B-Plan: 
1.2.1 
Die Regelung nach Landesrecht verfolgt das Ziel einer harmoni-
schen Gestaltung der straßenbegleitenden Bebauung. Eine Kon-
kretisierung wird in der Begründung redaktionell unter Teil II B, 
1.2 ergänzt.  
 



 Seite 15 von 47 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

1.2.2  
Die Begrifflichkeit „durchschnittliches" Straßenniveau ist zu unbestimmt und 
nicht prüfbar, da nicht verifizierbar. Interpolierung können herangezogen werden. 

B 1.2.2 
Das durchschnittliche Straßenniveau bezieht sich auf den ge-
mäß Planzeichnung eingetragenen Höhenbezugspunkt (NHN). 
Eine Konkretisierung wird in der Begründung redaktionell unter 
Teil II B, 1.2 ergänzt. 

1.2.3  
Welche technisch-funktionalen Gründe sollen bei Neubauten mit dieser Aus-
nahme abgedeckt werden, die nicht im Rahmen einer Befreiung sowieso abge-
golten werden könnten ohne die Einschränkung von 1,0 m? 
 

B 1.2.3 
Die formulierte Ausnahme ermöglicht bei Neubauten eine Flexi-
bilität im Rahmen der gestalterischen Vorgaben des Bebauungs-
plans. Weitere Überschreitungen bedürfen einer städtebaulichen 
Begründung und sind im Zuge des nachgeordneten Baugeneh-
migungsverfahrens gemäß § 31 BauGB zu prüfen und zu beur-
teilen.  
 

1.3.3  
Die Ausführung von Lüftungsanlagen ist über bauaufsichtlich eingeführte techni-
sche Baubestimmungen vorgeschrieben. Eine Übernahme der Ausführung un-
benommen des Standorts in den Bebauungsplan ist aufgrund Änderungen in 
den Vorschriften nicht zielführend und kann unnötig zu Konflikten führen. 

B 1.3.3  
Regelungen von zentralen Zu- und Abluftführungen dienen ge-
stalterischen Zwecken. Anderweitige Rechtsvorschriften werden 
dadurch nicht berührt.  
 
 

1.4.1  
Die Festsetzung ist zu unbestimmt und nicht prüfbar. 

1.4.1 
Gestalterisches Ziel der Planung ist eine harmonische bauliche 
Entwicklung im Plangebiet. Zwingende Vorgaben zur Gestaltung 
der Fassaden stehen insbesondere in gewerblich genutzten Ge-
bieten häufig den baulichen Anforderungen der künftigen Nutzer 
entgegen. Die Gestaltung ist daher im Einzelfall zu prüfen und 
zu beurteilen.  
 

3.3  
Hinweis: die Festsetzung unterscheidet nicht zwischen natürlichen und geplan-
ten Gelände, Stützmauern entstehen auch bei neuer Geländemodellierung. 

3.3. 
Die Regelung dient der harmonischen Gestaltung, insbesondere 
auch im Übergang zum öffentlichen Raum und unterscheidet 
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nicht zwischen natürlichem und geplantem Gelände. Folglich 
sind auch bei neuer Geländemodellierung Stützmauern nur bis 
zu einer Höhe von 1,50 m zulässig.  
 

5.2  
Die Begrifflichkeit „Gebäudefront" kann unterschiedlich ausgelegt werden, ge-
rade bei tieferen Versprüngen in der Fassade, die zu einer Staffelung führen. 
Keine Unterscheidung zwischen Werbeträgerkonstruktionen und eigentliche 
Werbung. 

5.2 
Als Gebäudefront wird der straßenzugewandte Teil des Gebäu-
des verstanden, der über die Festsetzung der straßenbegleiten-
den Baulinie i. V. m. der zwingenden Geschossigkeit planungs-
rechtlich gesichert wird. Die textlichen Festsetzungen Teil A, Zif-
fer 4.1 bleiben davon unberührt und zählen ebenfalls zur Gebäu-
defront. Eine Konkretisierung wird in der Begründung redaktio-
nell unter Teil II B, 5 ergänzt.  
 

5.3  
Die Schaufensterfläche wird wozu in Bezug gesetzt, Bauteile (Bps. Pfosten-Rie-
gel-Konstruktion) oder Fassadenabschnitte bei einer durchgehenden Glasfront, 
Fensteröffnungen? Die Festsetzung ist zu unbestimmt und nicht prüfbar. 

5.3 
Als Bezugsgröße gilt die jeweils beantragte Schaufensterfläche. 
Eine Konkretisierung wird in der Begründung redaktionell unter 
Teil II B, 5 ergänzt.  
 

5.7  
Die Festsetzung der Ausnahme unklar, sowie Bezugnahme der Ziffern, nicht 
prüfbar. 

5.7 
Ausnahmen von den Regelungen nach Landesbauordnungs-
recht Teil B, Ziffer 5.1 bis 5.6 sind zulässig, sofern ein abge-
stimmtes Gesamtkonzept für die beantragten Werbeanlagen vor-
liegt, welches den öffentlichen Belangen nicht entgegensteht. 
Die Prüfung und Beurteilung des Gesamtkonzepts obliegt dem 
zuständigen Fachamt.  
 

6  
Die Begrifflichkeit „geeignete Anlagen" ist zu unbestimmt. wer entscheidet ob 
wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen, nicht 
prüfbar 

6 
Die Prüfung und Beurteilung der Eignung von Anlagen zur Ver-
wertung des anfallenden Niederschlagswasser obliegt dem zu-
ständigen Fachamt.  
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D Hinweise: 
3 
Zuständigkeit, wenn nicht vorgegeben liegt immer beim Bauherrn. 

Zu D Hinweise:  
3 
Die textlichen Festsetzungen werden im Teil D, Ziffer 3 unter 
Hinweise entsprechend der Stellungnahme des Regierungsprä-
sidiums Darmstadt, Dezernat I 18 Kampfmittelräumdienst im 
Zuge der Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelver-
fahren im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB re-
daktionell angepasst.  
 

9.1 
Das Baugenehmigungsverfahren ist bitte zu streichen, da seitens des Gesetzge-
bers nicht in allen Baugenehmigungsverfahren die Flächen der Feuerwehr ge-
prüft werden und damit im Verfahren nachzuweisen sind. 

9.1 
Der Begriff wird aus den Hinweisen, Teil D der textlichen Fest-
setzungen, Ziffer 9 gestrichen.  

5. Landesamt für 
Denkmalpflege 
Hessen –  
Baudenkmal-
pflege und  
Bodendenkmal-
pflege 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 26.10.2018 im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB, zu der sich keine Än-
derung ergeben hat. 
 
Die vorliegende Planung wird vom Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchä-
ologie, im derzeitigen Stadium abgelehnt, da nicht sichergestellt ist, dass die öf-
fentlichen Belange des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege (§ 
1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) hinreichend berücksichtigt werden. 
 
Die in der Stellungnahme unseres Hauses als notwendig erachteten Auflagen, 
insbesondere Punkt 2, in welchem die Notwendigkeit einer archäologischen 
Baubegleitung von Bodeneingriffen formuliert wird, haben weder in der textlichen 
Festsetzung des Bebauungsplanes (unter Punkt "D 2 Denkmalschutz") noch in 
der Begründung Berücksichtigung gefunden. 
 
Hinweis:  
Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentlichen 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Begründung: 
Es werden Bedenken geäußert.  

Auswirkungen auf die Planung:  
Die Berücksichtigung der öffentlichen Belange des Bodendenk-
malschutzes und der Bodendenkmalpflege gemäß der Stellung-
nahme vom 26.10.2018 führt zu folgenden redaktionellen Anpas-
sungen:  
 Ergänzung der textlichen Festsetzungen D 2 Denkmalschutz  
 Ergänzungen in der Begründung sowie im Umweltbericht  
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Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. Eine ge-
sonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der 
Baudenkmalpflege behält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

Stellungnahme vom 26.10.2018: 
 
Im Plangebiet und in seiner unmittelbaren Umgebung sind Grab- und Siedlungs-
funde verschiedener vorgeschichtlicher Kulturen (Jungsteinzeit und vorrömische 
Eisenzeit) sowie der Römerzeit bekannt. Das Landesamt für Denkmalpflege, 
hessenArchäologie, sieht im Hinblick auf die gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB gebo-
tene Berücksichtigung der Belange des Bodendenkmalschutzes und der Boden-
denkmalpflege jedoch keine komplette Voruntersuchung und Ausgrabung auf 
dem Gelände als erforderlich an. Eine hinreichende Berücksichtigung der o. g. 
öffentlichen Belange wäre vielmehr mit folgender Maßgabe sicherzustellen: 
 
1. Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Lan-
desamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen (§ 21 HDSchG). In diesen Fällen kann 
für die weitere Fortführung des Vorhabens eine denkmalschutzrechtliche Geneh-
migung nach § 18 HDSchG erforderlich werden. 
 
2. Da im Bebauungsplanbereich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu 
rechnen ist, muss eine vom Verursacher beauftrage Grabungsfirma mittels einer 
Baubeobachtung beim Mutterbodenabtrag / bei Abrissarbeiten / beim Rückbau 
von Bauresten die Bodeneingriffe begleiten.  
 
3. Sollten bedeutende Reste vorgeschichtlicher Siedlungen / Gräber oder andere 
Kulturdenkmäler auftreten gilt, dass durch die weitere Bebauung Kulturdenkmä-
ler im Sinne von § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden. Daher 
muss im Vorfeld weiterer Bodeneingriffe eine Grabungsmaßnahme vorgeschal-
tet werden, um das Kulturgut zu dokumentieren und zu sichern (§ 18 Abs. 5 
HDSchG). Diese Kosten sind vom jeweiligen Verursacher zu tragen. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

 
Wir bitten, die Hinweise 1 bis 3 in den Bebauungsplan aufzunehmen. Im Übrigen 
werden gegen den vorliegenden Bebauungsplan seitens der Denkmalfachbe-
hörde keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht.  
 
Hinweis:  
Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffentlichen 
Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege.  
Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und 
der Baudenkmalpflege behält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

Nachtrag:  
Die im südlichen Bereich des Planungsgebietes gelegene Brücke über die Main-
zer Straße ist Teil der Sachgesamtheit „Brücken am Gleisdreieck Wiesbaden-
Ost“. Sie ist damit Kulturdenkmal und nach § 2 HDSG geschützt. Ihr Erhalt ist 
incl. ihrer Aufgänge in der Bebauungsplanung zu verankern. 
 

Zum Nachtrag: 
Durch die Verkleinerung des Geltungsbereichs gegenüber der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB ist die im süd-
lichen Bereich des Plangebiets gelegene Brücke über die Main-
zer Straße nicht mehr Bestandteil des Plangebiets.  
 

6. Feuerwehr Zu den textlichen Festsetzungen: 
 Werden Gebäude mit einer Brüstungshöhe der zum Anleitern vorgesehenen 

Fenster oder Stellen von mehr als 8 m errichtet, dann ist der zweite Rettungs-
weg aus den Nutzungseinheiten baulich sicherzustellen. Soll der Rettungsweg 
über Leitern der Feuerwehr sichergestellt werden, sind entsprechende Zu– und 
Durchfahrten zu den Gebäuden herzustellen. Für den Einsatz von Hubret-
tungsfahrzeugen müssen entsprechende Zufahrten (Feuerwehrzufahrten) und 
Aufstellflächen vorhanden sein. Falls tragbare Leitern der Feuerwehr zum Ein-
satz kommen sollen, sind für diese ebenfalls Aufstellflächen von ca. 3,0 m x 
3,0 m vorzusehen. Der anzuleiternde Bereich muss frei von störendem Be-
wuchs (z. B. Bäume, größere Büsche) sein. Evtl. vorhandener oder zu pflan-
zender Bewuchs darf die Anleiterbarkeit notwendiger Stellen an den Gebäu-
den nicht beeinträchtigen, auch nicht durch zukünftigen Wuchs. Evtl. vorgese-
hene oder vorhandene Bäume und Sträucher sind regelmäßig zurück zu 
schneiden. Die Verantwortlichkeit dafür ist im Vorfeld zu klären und festzule-
gen. Feuerwehrzufahrten und Aufstellflächen müssen jederzeit erkennbar sein 

Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  
Die Belange des vorbeugenden Brandschutzes und der Lösch-
wasserversorgung wurden bereits hinreichend in der Bauleitpla-
nung berücksichtigt (siehe textliche Festsetzungen Teil D, Ziffer 
9). Weitere Regelungen obliegen der nachgeordneten Planungs-
ebene.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

(Grünflächen, Schnee usw.) und sind ggf. jederzeit gut sichtbar entsprechend 
in ihrem Verlauf zu markieren. 
 
Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten zu den vor und 
hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen 
herzustellen, wenn sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. 
Soweit erforderliche Flächen nicht auf dem Grundstück liegen, müssen sie öf-
fentlich-rechtlich gesichert sein. 
 
Falls es in diesem Bereich der Anleiterung und der Erreichbarkeiten z. B. 
durch spätere Umplanungen, Baumpflanzungen, Stadtmöblierung, Anlage von 
Parkflächen usw. zu Änderungen durch die Stadt kommt, ist unbedingt eine 
Beteiligung der Feuerwehr erforderlich. 
 
Weitere Details können erst im Rahmen der Baugenehmigung der jeweiligen 
Objekte festgelegt werden. 
 
(§§ 4, 5, 14, 36, 38 HBO; Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr) 
 

 Gebäude müssen in einem Abstand von ≥ 3 m und ≤ 9 m zur öffentlichen Ver-
kehrsfläche errichtet werden, wenn der zweite Rettungsweg über die Drehlei-
ter der Feuerwehr sichergestellt werden soll, die Brüstungshöhe ≥ 8 m bis ≤ 
18 m (bzw. in einem Abstand von ≥ 3 m und ≤ 6 m ab einer Brüstungshöhe > 
18 m) beträgt und keine Feuerwehrzufahrt bzw. Aufstellfläche auf dem Grund-
stück vorhanden ist. 
 
(§ 14 HBO; Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr) 

 
 Wenn die öffentlichen Verkehrsflächen wie auch die Privatstraßen als Aufstell-

fläche für Fahrzeuge der Feuerwehr (z. B. Hubrettungsfahrzeuge) dienen sol-
len, evtl. auch erst zukünftig, dann sind die Vorgaben der Richtlinie Flächen 
für die Feuerwehr (bauaufsichtlich über die TBB eingeführt) zu beachten und 
einzuhalten. Können die Vorgaben nicht eingehalten werden, sind die betroffe-

Auswirkungen auf die Planung:  
Die in der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise haben keine 
Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

nen Gebäude mit einem zweiten baulichen Rettungsweg auszuführen. Zwi-
schen dem anzuleiternden Objekt und dem Hubrettungsgerät dürfen sich 
keine Hindernisse befinden, die eine Anleiterung behindern. 
 
(§ 9 (1) Nr. 11 BauGB; §§ 3, 4, 5, 14 HBO; Muster-Richtlinien über Flächen für 
die Feuerwehr) 

 
 Die im Plangebiet neu anzulegenden und / oder künftig zu unterhaltende Stra-

ßen sind entsprechend den Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr sowie 
den Mindestanforderungen der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
RASt 06 R1 (insbesondere Kap. 4.9) zu gestalten. Als Bemessungsfahrzeug 
ist ein 3-achsiger LKW maßgebend. Weiterhin sind ein zulässiges Gesamtge-
wicht von 16 t sowie eine Achslast von 10 t anzunehmen. Diese Anforderun-
gen (16 t zGG, 10 t Achslast) gelten auch für private Grundstücksflächen, die 
im Brandfall durch Feuerwehrfahrzeuge (z. B. Drehleiter) befahren werden 
müssen. Zur Tragfähigkeit von Decken, die im Brandfall von Feuerwehrfahr-
zeugen befahren werden, wird auf DIN 1055-3:2006-03 verwiesen. Zufahrten, 
Aufstell- und Bewegungsflächen sind mindestens entsprechend der Straßen-
Bauklasse VI (Richtlinie für Standardisierung des Oberbaues von Verkehrsflä-
chen – RStO 01) bzw. der RStO 12 zu befestigen. 
 
Anstelle von DIN 1055-3:2006-03 ist DIN EN 1991-1-1:2010-12 in Verbindung 
mit DIN EN 1991-1-1/NA:2012-12 anzuwenden. 
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so zu gestalten, dass die Zufahrt von 
Rettungsfahrzeugen jederzeit ungehindert möglich ist (z. B. bei Neubau und 
Umbau von Straßen, Anlage von Verkehrsinseln und Parkflächen, Pflanzung 
von Bewuchs, Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung usw.). Sperrpfosten, 
Sperrbalken, Schranken und dgl. im Zuge von Feuerwehrzufahrten oder  
-durchfahrten sind mit Verschlüssen zu versehen, die sich mit dem Dreikant 
des Überflur-Hydrantenschlüssels nach DIN 3223 oder mit besonderer Feuer-
wehrschließung öffnen lassen. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Einzelheiten sind mit der zuständigen Brandschutzdienststelle abzustimmen. 
(§§ 5, 14 HBO; Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr; Richtlinien 
für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 R1) 
 

 In diesem Plangebiet sind die Abstände der Löschwasserentnahmestellen un-
tereinander kleiner als 150 m (Lauflinie) zu halten sowie die Löschwasser-
menge von mind. 96 m³/h (GFZ = 1,0) über die Dauer von zwei Stunden für 
den Grundschutz ist sicherzustellen. Bei der Anlage von Hydranten ist zu be-
achten, dass diese jederzeit für die Feuerwehr frei zugänglich sind und nicht 
durch z. B. parkende Fahrzeuge versperrt werden. Die Hydranten sind so im 
Verkehrsraum anzuordnen, dass die Straße befahrbar bleibt und die Hydran-
ten nicht vor Zufahrten zu den Grundstücken liegen. Hydranten sind so anzu-
ordnen, dass die Entnahme von Wasser leicht möglich ist. Die Löschwasser-
versorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung 
von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis zum Zugang 
des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein. 
Evtl. erforderliche Löschwassermengen für den Objektschutz sind hierbei nicht 
berücksichtigt. 
 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 und 8e BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 13+16 BauGB in Verbindung 
mit „Wasserwirtschaftliche Belange in der Bauleitplanung“, Erlass mit Arbeits-
hilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bauleit-
planung, Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, Az. III 7A – 79e 04, vom 30.07.2014, Nr. 1.1, 1.3 und 2.2.1; 
§ 9 Abs. 6 BauGB; §§ 30, 31 HWG; §§ 3, 45 HBKG; §§ 3, 14, HBO; Techni-
sche Regel DVGW-Arbeitsblätter W 405, W 400-1 (u.a. Kap. 11.1.8, 16.6), W 
331, Kap. 5.1; DVGW-Information Wasser Nr. 99; Gefahrenabwehr durch 
Raumplanung im Brandschutz, Sitzungsergebnis Nr. 3/2009 vom April 2009, 
Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesrepublik 
Deutschland (AGBF), Arbeitskreis Vorbeugender Brand- u. Gefahrenschutz, 
Nr. 2.4.2; Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflä-
chen, Information der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren 
und des Deutschen Feuerwehrverbandes in Abstimmung mit dem DVGW 
Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V., Oktober 2018) 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

 Zu Teil A, Kap. 9: 
Für die Begrünung von Gebäudeflächen sind die Anforderungen der Hessi-
schen Bauordnung an Außenwände besonders zu beachten. Über die Fassa-
denbegrünung darf es nicht zu einer Brandweiterleitung in das Gebäude oder 
in das Dach kommen.  
Dabei können z. B. die Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der 
Berufsfeuerwehren und des Deutschen Feuerwehrverbandes „Brandschutz 
großflächig begrünter Fassaden“ (2020-03) berücksichtigt werden. 
(§§ 3, 14, 31 HBO) 
 

 Die Erreichbarkeit aller Gebäude im Plangebiet muss über die postalische Ad-
resse gewährleistet werden. 
(§§ 3, 4, 14 HBO) 
 

 Hausnummern müssen vom öffentlichen Verkehrsraum lesbar sein. Auf die 
Gefahrenabwehrverordnung über die Erteilung von Haus- und Grundstücks-
nummern und die Beschaffung, Anbringung und Instandhaltung von Haus-
nummernschildern der Landeshauptstadt Wiesbaden wird verwiesen.  
(§§ 14 HBO; §§ 2, 3 Gefahrenabwehrverordnung über die Erteilung von Haus- 
und Grundstücksnummern und die Beschaffung, Anbringung und Instandhal-
tung von Hausnummernschildern) 

 

7. Liegenschaftsamt Der Entwurf des Bebauungsplanes ,Mainzer Straße- Bereich C" betrifft die fol-
genden Grundstücke in der Verwaltung des Liegenschaftsamtes: 
Gemarkung Wiesbaden, Flur 48, Flurstücke 51/5 und 51/6, aktuelle Nutzung: Au-
toverwertung 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die Nutzung des an die städti-
schen Grundstücke angrenzenden Nahversorgers durch die Festsetzung „SO 
Einzelhandel" legitimiert werden. Des Weiteren ist eine neue Verkehrsverbin-
dung (Angelika-Thiels-Straße) zwischen der Mainzer Straße und der Hagen-
straße vorgesehen. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert. Der Bestandsschutz vor-
handener Nutzungen und Betriebe bleibt gewahrt.  

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Die oben genannten städtischen Grundstücke sind als Gewerbeflachen ausge-
wiesen. In den textlichen Festsetzungen wird beschrieben: „Im Gewerbegebiet 
sind ausnahmsweise zulässig: - Lagerplatze, soweit diese nicht von der Mainzer 
Straße sowie der Angelika-Thiels-Straße einsehbar sind". lm Rahmen dieser 
Festsetzung ist sicherzustellen, dass die örtliche Situation mit den aktuellen Ge-
gebenheiten diese Bedingung bereits erfüIIt und die gegenwärtige Nutzung der 
oben genannten Grundstücke (Autoverwertung) bei der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes weiterhin zulässig bleibt. 
 
Sofern keine Änderung der derzeitigen planungsrechtlichen Ausweisung für die 
oben genannten Grundstücke erfolgt und die aktuelle Nutzung gesichert bleibt, 
bestehen aus Sicht des Liegenschaftsamtes keine Bedenken gegen die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes. 
 

8. Umweltamt Zu den oben genanntem Planverfahren nehmen wir wie folgt Stellung:  
 
Änderungen sind zur Verdeutlichung kursiv dargestellt.  
 
Immissionsschutzfachliche Belange 

Auf Grundlage der TA-Lärm und RLS-90 wurde im Rahmen einer schalltechni-
schen Untersuchung die Schallemissionen des Straßenverkehrs und des Gewer-
bes fassaden- und geschossweise für den Tages- und Nachtzeitraum der „Prog-
nose-Nullfall“ und der „Prognose-Planfall“ innerhalb und außerhalb des Plange-
bietes ermittelt bzw. prognostiziert. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die Anforderungen an den Immis-
sionsschutz innerhalb des Plangebietes im Großen und Ganzen erfüllt sind. Le-
diglich außerhalb des Geltungsbereichs in der Hagenstraße werden die Orientie-
rungswerte Verkehr der DIN 18005 an vier Fassaden von Gebäuden geringfügig 
überschritten. Die Überschreitungen liegen in einem nicht wahrnehmbaren Be-
reich. Schallschutzmaßnahmen sind nicht erforderlich. Insofern sind auch keine 
Festsetzungen hinsichtlich Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes. 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
Zu den vorgebrachten Anmerkungen wird nachfolgend themen-
bezogen Stellung genommen. 

Auswirkungen auf die Bauleitplanung: 
Die in der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise wurden be-
reits in der Bauleitplanung hinreichend berücksichtigt. Redaktio-
nelle Ergänzungen in der Begründung werden entsprechend be-
nannt. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Umwelttechnische Belange 
 
Zur Planzeichnung und zum Umweltbericht 
In der Legende zur Planzeichnung (Stand 2020) ist unter dem Planzeichen XXX 
die Definition des § 5 Abs. 3 Satz 3 BauGB zitiert - diese bezieht sich jedoch auf 
die Ebene des Flächennutzungsplans. Bitte in der Legende durch die Definition 
des § 9 (5) 3 BauGB (gültig für die Bebauungsplanebene) ersetzen; gleiches gilt 
für den Umweltbericht auf Seite 27 in der Begründung zum Bebauungsplan. 
 

Zu umwelttechnische Belange 
Die Legende der Planzeichnung enthält keine Hinweise auf 
Rechtsgrundlagen.  
 

Klimaökologische und landschaftsplanerische Belange 
 
Aus klimaökologischer und landschaftsplanerischer Sicht bestehen keine Beden-
ken.  
 

Zu klimaökologischen und landschaftsplanerischen Belangen: 
Es werden keine Bedenken geäußert.  

Naturschutzrechtliche und –fachliche Belange,  
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
 
Gegen den Bebauungsplanentwurf bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Zu textlichen Festsetzungen 
Ziffer A 10.4 Bepflanzung von Stellplätzen (neu) 
Wir bitten um Ergänzung der folgenden Festsetzung unter einer neuen Ziffer A 
10.4: „Je angefangene fünf ebenerdige Stellplätze ist ein Laubbaum in der Quali-
tät Hochstamm, Stammumfang mindestens 18 bis 20 cm zu pflanzen und dauer-
haft zu erhalten. Vorrangig sind Laubbäume I. Ordnung zu pflanzen. Vorhandene 
und aufgrund von sonstigen Festsetzungen oder Satzungen zu pflanzende 
Bäume können angerechnet werden.“ 
 
Begründung: Die Stellplatzsatzung sieht zwar die Pflanzung eines hochstämmi-
gen Baumes vor, aber nur als Soll-Bestimmung und ohne nähere Angaben zu 
Art und Pflanzqualität. Die Festsetzung im Bebauungsplan bietet die Möglichkeit, 
hier eine konkrete Anforderung zu formulieren. 
 

Zu naturschutzrechtliche und –fachliche Belange 
Die Satzung über Stellplätze und Garagen für Kraftfahrzeuge so-
wie Abstellplätze für Fahrräder (Stellplatzsatzung) ist als be-
schlossene städtische Satzung bei allen baulichen Vorhaben an-
zuwenden. Unter § 4 Abs. 5 sind verbindliche Regelungen zur 
Bepflanzung von Stellplätzen formuliert, somit ist das Pflanzge-
bot bei Neuvorhaben gewährleistet. Da die Satzung keine Anga-
ben zu Art und Pflanzqualität vorgibt, greifen bei Neupflanzun-
gen die Bestimmungen der textlichen Festsetzungen Teil A, Zif-
fer 10. Folglich ist der Vorschlag zur ergänzenden textlichen 
Festsetzung nicht erforderlich.  
 
Zur Verdeutlichung des Zusammenhangs zwischen dem Pflanz-
gebot nach Stellplatzsatzung mit den Regelungen des Bebau-
ungsplans wird die Begründung unter Festsetzungen des Be-
bauungsplans Teil B, Ziffer 11 redaktionell ergänzt.  
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Begründung 
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Klimaschutz / Erneuerbare Energien 
 
Zu den textlichen Festsetzungen 
Ziffer D 8.1 E-Mobilität und Versorgungsanlagen 
 
Wir bitten den Hinweis im zweiten Absatz wie folgt zu ergänzen: 
Gemäß Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 2010/31/EU sind für Nichtwohngebäude mit 
mehr als zehn dazugehörigen Stellplätzen mindestens ein Ladepunkt sowie min-
destens für jeden fünften Stellplatz die erforderliche Leitungsinfrastruktur zu in-
stallieren. Die Leitungsinfrastruktur umfasst getrennte Installationsrohre für 
Elektro- und Datenleitungen. Die verwendeten Installationsrohre müssen den 
einschlägigen elektro-, bau- und datentechnischen Vorschriften genügen, insbe-
sondere müssen sie bis zur Nutzung reversibel und luftdicht verschlossen, 
druck- und schlagfest sowie temperaturbeständig sein. Die Umsetzung kann 
durch Leerrohre, Kabelschutzrohre, Bodeninstallationssysteme oder vergleich-
bare Maßnahmen erfolgen. Die Leitungsinfrastruktur umfasst auch den erforder-
lichen Raum für den Zählerplatz, um die Berücksichtigung künftiger ladepunktbe-
dingt zu installierender Zähler und Sicherungen zu ermöglichen, d. h. die Schutz-
rohre für Elektrokabel, zu errichten, um die spätere Errichtung von Ladepunkten 
für Elektrofahrzeuge zu ermöglichen. Dies gilt sowohl für Stellplätze innerhalb 
als auch außerhalb der Gebäude. 
 
Zum Umweltbericht 
Kapitel B 3.3. Nutzung von erneuerbaren Energien 
Mit Bezug auf § 1 (6) 7.f bitten wir um Ergänzung der Überschrift um das Wort 
„erneuerbar“ sowie um den letzten Absatz des Kapitels wie folgt: 
Ein Energiekonzept liegt für das Gebiet nicht vor. Grundsätzlich ist allerdings von 
einer möglichen Nutzung solarer Strahlungsenergie insbesondere auf den Dach-
flächen auszugehen. Diese ist auch Verbindung mit extensiver Dachbegrünung 
möglich. Technologien zur Nutzung der Umgebungswärme können bei zukünfti-
gen Bauvorhaben ebenso in Betracht gezogen werden. Eine überschlägige 
CO2-Bilanz ist Gegenstand von Kapitel B 4.6, auf die hiermit verwiesen wird. 
 
 

Zu Klimaschutz / Erneuerbare Energien 
Der vorgebrachte Hinweis wird entsprechend der Stellungnahme 
in den textlichen Festsetzungen Teil D, Ziffer 8 ergänzt.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Wasserrechtliche und –fachliche Belange 
Hinsichtlich wasserrechtlicher- und fachlicher Belange bestehen keine Anmer-
kungen.  
 

Zu wasserrechtlichen und –fachlichen Belangen 
Es werden keine Bedenken geäußert. 

9. Entsorgungs- 
betriebe der 
Landeshaupt-
stadt Wiesbaden 
- Kanalplanung 

Öffentliche Kanäle dürfen auf einer Breite von mindestens 6 Metern bzw. jeweils 
3 Metern beiderseits der Kanalachse nicht überbaut oder mit Bäumen über-
pflanzt werden, auch von Versorgungsleitungen nicht überlegt oder mit Licht-
masten überstanden werden. Der öffentliche Kanal muss jederzeit auch mit 
schwerem Gerät anfahrbar sein. Die Oberfläche über dem öffentlichen Kana 
muss innerhalb des Schutzstreifens über eine Breite von mindestens 3,50 m 
ausreichend befestigt sein. 
 
Des Weiteren ist der Verkehrsraum in einer Breite von mindestens 3,50 m und 
Höhe von mindestens 4,50 m von Astwerk und sonstigen Bewuchs freizuhalten. 
 
Öffentliche Kanäle dürfen nur in Grundstücksparzellen verlaufen, die sich im Ei-
gentum der Landeshauptstadt Wiesbaden befinden. 
 
Die unmittelbar westlich an die Hagenstraße angrenzenden Flurstücke 51/5, 
51/7 und 51/8 sind zum öffentlichen Mischwasserkanal in der Hagenstraße bzw. 
in der Schwarzenbergstraße zu entwässern. 
 
Die nördlich der Flächen „SO Einzelhandel" gelegenen Flächen sind zum öffent-
lichen Mischwasserkanal in der Schwarzenbergstraße bzw. zum Mischwasser-
kanal El 400/600 in der Mainzer Straße zu entwässern. 
 
Der Anschluss der Flächen „SO Einzelhandel" ist direkt zum Mischwasserkanal 
El 400/600 in der Mainzer Straße vorzunehmen. 
 
Der öffentliche Kanal in der Angelika-Thiels-Straße dient ausschließlich der Stra-
ßenentwässerung und wird ausdrücklich nicht in die Unterhaltungspflicht der 
ELW übernommen. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung:  
Lage und Dimensionierung öffentlicher Kanäle sind im Rahmen 
der Ausbauplanung der öffentlichen Verkehrsinfrastruktur zu 
prüfen und entsprechend zu berücksichtigen.  
 
Die Straßenquerschnitte der öffentlichen Verkehrsflächen sind 
für die Unterbringung der erforderlichen Medien hinreichend di-
mensioniert. Die Anfahrbarkeit ist auf allen öffentlichen Ver-
kehrsflächen sichergestellt.  
 
Der Anschluss der Flächen zum jeweiligen Mischwasserkanal 
sowie der Antrag auf Einleitgenehmigung obliegen der nachge-
ordneten Planungsebene.  
 
Zur Reduzierung des Abflusses von Niederschlagswasser trifft 
der Bebauungsplan Regelungen gemäß textlicher Festsetzung 
Teil A, Ziffer 9.4 sowie Teil B, Ziffer 6.  

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Die Rückstauebene zum Anschluss an den Mischwasserkanal in der Mainzer 
Stral1e befindet sich 15 cm über der Straßenoberkante an der jeweiligen An-
schlussstelle. 
 
Rechtsgrundlage:  
Richtlinien der Entsorgungsbetriebe als Abwasserbeseitigungspflichtige 
Wasserhaushaltsgesetz WHG § 60 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik 
 
Ein Antrag auf Einleitgenehmigung nach § 11 der Ortssatzung über die Entwäs-
serung im Gebiet der Landeshauptstadt Wiesbaden ist zeitnah einzureichen. Mit 
Einleitbeschränkungen ist zu rechnen (Regenrückhalteanlagen); Details werden 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens mit den Entsorgungsbetrieben festge-
legt. 
 

10. Entsorgungsbe-
triebe der  
Landeshaupt-
stadt Wiesbaden 
- Logistik 

Folgende Stellungnahme zum Planverfahren:  
 
- Standplätze und Transportwege für Sammelbehälter müssen nach §15 der 

Ortssatzung über die Kreislaufwirtschaft im Gebiet der Landeshauptstadt 
Wiesbaden (Kreislaufwirtschaftssatzung), im weiteren Kreislaufwirtschafts-
satzung genannt, angelegt werden. Ansonsten erlischt ein etwaiger An-
spruch auf Vollservice (VS) und die Abfallbehälter müssen, wie in der Kreis-
laufwirtschaftssatzung beschrieben, an der nächstmöglichen durch ein 3-
achsiges Abfallsammelfahrzug befahrbaren Straße bereitgestellt werden. 

- Die Tragfestigkeit der Straßendecke muss beim Befahren durch ein 3-achsi-
ges Abfallsammelfahrzeug (Gesamtgewicht bis zu 26 T) sichergestellt sein. 

- Sackgassen die aufgrund Ihrer Anlieger mit einem Sammelfahrzeug befah-
ren werden, müssen eine ausreichende Wendeanlage (Wendekreis, -ham-
mer, -schleife o. ä.) vorweisen. 

- Gehwege müssen mit bis zu 2,8 T Gesamtgewicht befahrbar sein, um eine 
maschinelle Reinigung sicherstellen zu können. 

- Absperreinrichtungen (Pfosten, Poller, Umlaufsperren usw.) sollten heraus-
nehmbar oder umklappbar gestaltet werden. 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  
Die vorgebrachten Hinweise obliegen der nachgeordneten Pla-
nungsebene und sind nicht Bestandteil der verbindlichen Bau-
leitplanung.  

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

11. ESWE Verkehrs-
gesellschaft mbH 

 
 

Der Planbereich ist in weiten Teilen mit der Haltestelle "Freizeitbad/Velvets The-
ater" gemäß der im Nahverkehrsplan der Landeshauptstadt Wiesbaden be-
schlossenen Standards an den Öffentlichen Personennahverkehr angebunden. 
Es ist jedoch anzumerken, dass sich im Süden des Geltungsbereiches ein Teil 
der Flächen geringfügig außerhalb des im Nahverkehrsplan festgelegten Halte-
stelleneinzugsbereichs (Luftlinie) von 300 Metern befindet. 
 
Die Haltestelle „Freizeitbad / Velvets Theater“ wird im Tagesnetz von den Lokal-
buslinien 3, 6, 27, 33, 34, 43 und 49 angefahren. Bei den beiden Linien 6 und 33 
handelt es sich um Gemeinschaftslinien der ESWE Verkehrsgesellschaft mbH 
und der Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH. 
 
Zudem wird angeregt, mindestens einen Stellplatz für Carsharing einzuplanen, 
der idealerweise kompatibel für E-Carsharing ist. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  
Die vorgebrachte Anregung obliegt der nachgeordneten Pla-
nungsebene und ist nicht Bestandteil der verbindlichen Bauleit-
planung. 

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
 

12. Tiefbau- und Ver-
messungsamt  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsflächen, Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
Das Reifenhaus Müller in der Mainzer Straße 148 hat im Rahmen eines Bauge-
nehmigungsverfahrens zwei Zufahrten genehmigt bekommen; eine von der 
Mainzer Straße und eine von der Schwarzenbergstraße. Im beiliegenden Plan 
sind die Zufahrten dargestellt: Hier müssten der Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 
enden bzw. Zufahrtsbereiche eingetragen werden. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 

Begründung: 
Zu den vorgebrachten Anmerkungen wird nachfolgend themen-
bezogen Stellung genommen. 

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 

Zu Verkehrsflächen, Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt:  
Die getroffenen planzeichnerischen Festsetzungen der Bereiche 
ohne Ein- und Ausfahrt zielen auf die langfristige Sicherung der 
Mainzer Straße mit einer durchgängigen Vorgartenzone ab. 
Hierdurch werden Unterbrechungen für nicht notwendige Grund-
stückszufahrten zugunsten ökologischer und gestalterischer Be-
lange verhindert. Des Weiteren dient die Festsetzung der erhöh-
ten Verkehrssicherheit in der stark frequentierten Mainzer 
Straße. Genehmigte Zufahrten genießen Bestandsschutz.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Verkehrsflächen, Straßenverkehrsfläche 
Die Schwarzenbergstraße soll gemäß der verkehrlichen Rahmenplanung Main-
zer Straße nach Herstellung der Angelika-Thiels-Straße und Verbindung zum 2. 
Ring über die Hagenstraße zur Sicherstellung einer ausreichenden Qualität des 
Verkehrsablaufes am Knotenpunkt Siegfriedring / Hagenstraße / Konradinerallee 
vom Kfz-Verkehr abgehängt werden. Um ein aufwendiges Entwidmungsverfah-
ren für das letzte Teilstück der Schwarzenbergstraße zu vermeiden, sollte der im 
beiliegenden Lageplan dargestellte Bereich als „Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung“ für den  Fuß- und Radverkehr derart festgesetzt werden, um 
die durchgehende Nutzbarkeit für den Fuß- und Radverkehr und die Erreichbar-
keit der Grundstücke sicher zu stellen, die Durchfahrbarkeit für den Kfz-Verkehr 
aber zu verhindern. 
 

Zu Verkehrsflächen, Straßenverkehrsfläche 
Die Schwarzenbergstraße wird gemäß Bestand und Widmung 
als öffentliche Verkehrsfläche planungsrechtlich gesichert. Die 
konkrete Ausgestaltung der Verkehrsfläche obliegt der nachge-
ordneten Planungsebene. Die durchgängige Nutzbarkeit für den 
Fuß- und Radverkehr bleibt damit gewährleistet.  

Punkt. 9.5.  
Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten 
sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel (LED-Leuchten, Natri-
umdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farbtemperatur von 3000 Kelvin (warm-
weiße Lichtfarbe) bis maximal 4000 Kelvin unter Verwendung vollständig gekap-
selter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen. 

Zu Punkt 9.5 
Die Reduzierung der Farbtemperatur erfolgt als notwendige 
Maßnahme zum Artenschutz. In begründeten Ausnahmefällen 
kann eine Befreiung für Leuchtmittel mit einer höheren Farbtem-
peratur beantragt werden.  

13. Deutscher Ge-
birgs- und Wan-
derverein Lan-
desverband Hes-
sen e. V. 

Die weitere Bebauung des von Ihnen beantragten Gebiets ist wegen der vorherr-
schenden Klimalage (Überhitzung in den Sommermonaten und zusätzlich wäh-
rend Hochtemperaturen in Spätfrühling bzw. Frühherbst) grundsätzlich bedenk-
lich. Zur Einschränkung der Belastung generell ist m. E. zwingend die Grün- 
bzw. Baumfläche zu erweitern. Außerdem ist auf hohe Bauten zu verzichten. Die 
Hitzeentwicklung ist durch helle Fassaden und Dächer zu minimieren. 
 
Wegen des Heranrückens an die Autobahnausfahrten und Bahnlinien wird die 
derzeit vorhandene Lärmbelastung erhöht. 
 
Die beiden vorgenannten Punkte schließen die Wohnbebauung m. E. aus. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die vorgebrachten Anmerkungen wurden bereits hinreichend in 
der Bauleitplanung berücksichtigt.  
 
Zur Förderung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in 
Anlehnung an die Rahmenplanung „Mainzer Straße“ wurde un-
ter anderem das planerische Ziel der Errichtung überschaubarer 
räumlicher Einheiten als Baublöcke mit hohem Grünanteil in der 
Planung verankert. Zusätzlich wurden für das Plangebiet, abge-
leitet aus dem Grundsatzbeschluss Nr. 0291 der Stadtverordne-
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Zwecks Belüftung des Gebiets sind entsprechende Straßenverläufe einzupla-
nen, die Räume zwischen den Gebäuden sind großzügig weit, die Geschossflä-
chenziffer ist niedrig zu halten. 
 
Vorhandene Bäume und Buschstreifen sind zu erhalten. Insgesamt ist der Grün-
anteil zu erhöhen, z. B. durch mehrere Bauminseln auf Parkplatzflächen, Dach-
begrünungen, Fassadenbegrünungen und das Verbot von Steingärten. Generell 
sind Bodenversiegelungen zu vermeiden und Versickerungsflächen zu schaffen. 

tenversammlung vom 27.06.2019 (Wiesbaden erklärt den Klima-
notstand), auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB konkrete 
Maßnahmen festgesetzt, um den erforderlichen Beitrag zur Ver-
besserung der bestehenden Situation von Boden, Natur und 
Landschaft zu leisten.  
 
Der Bebauungsplan beinhaltet Regelungen zur Reduzierung der 
Flächenversiegelung mit der Begrenzung der GRZ, die plan-
zeichnerische Ausweisung von Baufenstern sowie die Freihal-
tung nicht überbaubarer Grundstücksflächen mit entsprechen-
den Regelungen zur Begrünung gemäß textlicher Festsetzung 
Teil A, Ziffer 10.  
 
Gem. Ziffer 9 werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 
Mit einem Hellbezugswert von mindestens 30 % für Gebäude-
fassaden und Oberflächenbefestigungen werden die bioklimati-
schen Belastungen reduziert. Alle Dächer von baulichen Anla-
gen sind dauerhaft fachgerecht extensiv zu begrünen.  
 
Die planungsrechtliche Sicherung vorhandener Grünstrukturen, 
insbesondere entlang der bestehenden Bahnanlagen, erfolgt 
planzeichnerisch und textlich.  
 

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

14. Industrie- und 
Handelskammer 

 

Nach wie vor begrüßen wir grundsätzlich die Aufstellung des Bebauungs-
planes Mainzer Straße Bereich C und damit die Entwicklung eines Ge-
werbegebietes sowie der Ausweisung von Sondergebieten für den groß-
flächigen Einzelhandel. 
 
Ergänzend zu unserer Stellungnahme bei der frühzeitigen Beteiligung 
(09.11.2018) regen wir an, dass für bereits ansässige Unternehmen auch 
Möglichkeiten der Erweiterung über den Bestandsschutz hinaus gewähr-
leistet sind. 
 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert. Ein wesentliches Ziel der 
Planung, die Sicherung der gewerblichen Nutzflächen für produ-
zierendes Gewerbe, entspricht der vorgebrachten Stellung-
nahme. Der Bestandsschutz bleibt davon unberührt.  

Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
 

15.  Regierungsprä-
sidium Darmstadt 

Wie bereits mit o. a. Stellungnahme vom 19. November 2018 mitgeteilt, ist aus 
regionalplanerischer Sicht festzustellen, dass sich der – nach Wegfall der im Vor-
entwurf im Südwesten noch vorgesehenen Planflächen – nun ca. 7 ha große 
Planbereich „Mainzer Straße, Bereich C – Südlich des Siegfriedrings“ überwie-
gend innerhalb eines im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungs-
plan -RPS/RegFNP- 2010 festgelegten „Vorranggebietes Industrie und Ge-
werbe/Bestand“ befindet. Lediglich eine ca. 2 ha große Fläche im nordwestlichen 
Planbereich ist im RPS/RegFNP 2010 als „Vorranggebiet Siedlung, Planung“ 
festgelegt.  
 
Gemäß Z 3.4.2-4 RPS/RegFNP 2010 hat die bauleitplanerische Ausweisung von 
Industrie- und Gewerbeflächen innerhalb der in der Karte dargestellten „Vorrang-
gebiete Industrie und Gewerbe, Bestand und Planung“ stattzufinden. Dem ent-
spricht die im Planbereich „Mainzer Straße, Bereich C“ konzipierte Ausweisung 
von Gewerbegebieten. Die kleinräumige, mit ca. 2 ha nicht raumbedeutsame In-
anspruchnahme des „Vorranggebietes Siedlung, Planung“ für das im nordwestli-
chen Bereich konzipierte Gewerbegebiet begegnet dabei keinen regionalplaneri-
schen Bedenken.  
 
Dies gilt auch für die - gegenüber der Vorentwurfsfassung - nunmehr im Bebau-
ungsplanentwurf im nördlichen Bereich des Bebauungsplangebietes festgesetzte 
ca. 0,47 ha große Gemeinbedarfsfläche für soziale Zwecke (Wohnheim). Auch 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung:  
Zu den vorgebrachten Anmerkungen wird nachfolgend themen-
bezogen Stellung genommen. 
 

Zu den Zielen der Raumordnung und Landesplanung: 
Die Abweichungsentscheidung wurde vom Regierungspräsidium 
Darmstadt mit Bescheid vom 27. September 2021 der Landes-
hauptstadt Wiesbaden zur Kenntnis gegeben. In der Sitzung am 
17. September 2021 hat die Regionalversammlung dem Abwei-
chungsantrag der Landeshauptstadt Wiesbaden von den Zielen 
der Raumordnung des Regionalplans Südhessen 2010 behan-
delt und unter der folgenden aufschiebenden Bedingung zuge-
lassen: 
Die Zulassung der Abweichung wird erst und ausschließlich 
dann wirksam, wenn die Abweichung vom Landesentwicklungs-
plan Hessen 2000 zugelassen worden und bestandskräftig ist 
bzw. festgestellt wird, dass eine Abweichung von Zielen des 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

diese nach der Zielsetzung des RPS/RegFNP 2010 grundsätzlich im „Vorrang-
gebiet Siedlung“ stattzufindende Flächenausweisung (Z3.4.1-3) begegnet in die-
ser kleinräumigen Dimensionierung im „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe“ 
keinen regionalplanerischen Bedenken. 
 
Aus planungsrechtlicher Sicht erlaube ich mir an dieser Stelle jedoch den Hin-
weis, dass die damit korrespondierende Darstellung im Flächennutzungsplan 
seltsam anmutet, wo nun die in diesem Bereich unverändert dargestellte ge-
werbliche Fläche mit dem Symbol „Soziale Zwecke“ überlagert werden soll. 
 
Die mit der Planung „Mainzer Straße, Bereich C – Südlich des Siegfriedrings“ im 
Bebauungsplanentwurf nun konzipierten beiden Sondergebiete Einzelhandel (für 
welche die Textfestsetzungen zum Bebauungsplan in Ziffer 1.2.1 und 1.2.2 im 
Übrigen nicht eindeutig genug sind und (zu) viel Spielraum eröffnen) sind hinge-
gen nicht an die Ziele der Raumordnung angepasst. Derartige Nutzungen sind 
innerhalb der festgelegten „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe“ nicht zuläs-
sig. Z3.4.3-3 RPS/RegFNP 2010 bestimmt ausdrücklich, dass in den „Vorrang-
gebieten Industrie und Gewerbe“ selbst die Ansiedlung von nicht großflächigen 
zentrenrelevanten Einzelhandelsbetrieben den Zielen der Raumordnung wider-
spricht. Die Einrichtung von Verkaufsflächen in diesen Gebieten ist vielmehr nur 
für die Selbstvermarktung der in diesen Gebieten produzierenden und weiterver-
arbeitenden Betriebe zulässig.  
 
Für die Umsetzung der Planung ist die Zulassung einer Abweichung von den 
entgegenstehenden Zielen der Raumordnung und Landesplanung erforderlich. 
Wie den Ausführungen auf S.8 / 9 der Begründung zum Bebauungsplan und S. 4 
der Begründung zur Flächennutzungsplanänderung zu entnehmen ist, soll paral-
lel zu den Bauleitplanverfahren ein Abweichungszulassungsverfahren durchge-
führt werden. Eine entsprechende Antragstellung ist noch nicht erfolgt und bleibt 
abzuwarten. 
 
 
 
 

Landesentwicklungsplans Hessen 2000 (in der Fassung der 4. 
Änderung) nicht (mehr) erforderlich ist. 
 
Die Oberste Landesplanungsbehörde (Hessische Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen) hat mit Schreiben 
vom 12. Oktober 2021 festgestellt, dass die Ausweisung zweier 
Sondergebiete im Bereich „Mainzer Straße Bereich C, südlich 
des Siegfriedrings“ nicht gegen Ziele des Landesentwicklungs-
plans Hessen 2020 – 4. Änderung des Landesentwicklungsplans 
Hessen 2000 (LEP), festgestellt durch Verordnung vom 
16.07.2021 (GVBl. S. 394), verstößt. 
 
Somit ist der Bebauungsplan an die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung angepasst. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Aus der Sicht des Naturschutzes (Planungen und Verfahren) teile ich Ihnen mit, 
dass gegen die Änderung des Flächennutzungsplans für den o. g. Planbereich 
keine Bedenken bestehen. Der Planbereich liegt im bauplanungsrechtlichen In-
nenbereich und ist geprägt von starker Versiegelung durch bestehende Bebau-
ung sowie Verkehrsflächen. Mit der Änderung soll die vorhandene ungeordnete 
Gemengelage zu einem hochwertigen Gewerbestandort entwickelt werden. 
Es werden keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete von dem Geltungsbe-
reich überlagert. 
 
Zur Klärung weiterer naturschutzfachlicher Belange bezüglich des Bebauungs-
planentwurfs verweise ich auf die Stellungnahme der zuständigen unteren Natur-
schutzbehörde der Stadt Wiesbaden. 

Zu naturschutzfachlichen Belangen:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  

Grundwasser, Bodenschutz  
Bodenschutz:  
 
Eine Überprüfung der hessischen Altflächendatei (Datenbank ALTIS) ergab ei-
nige Datenbank-einträge (siehe Stellungnahme vom 19.11.18) im Gebiet des 
Bebauungsplanes. 
 
Ich bitte, den Textteil des Bebauungsplans zu ergänzen: 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind viele Altstandorte vorhanden. 
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht können durch die Betriebe schädliche Boden-
veränderungen nicht ausgeschlossen werden. Vorhaben auf Grundstücken mit 
schädlichen Bodenveränderungen bzw. Altstandorten bedürfen der vorherigen 
bodenschutzrechtlichen Zustimmung nach § 11 Abs. 2 HAltBodSchG. Hierunter 
fallen insbesondere Vorhaben, bei denen in den Boden eingegriffen oder die Bo-
denoberfläche verändert wird. Ob Schadstoffbelastungen vorliegen, die weiteren 
Handlungsbedarf im Sinne des Bodenschutz- und Altlastenrechts erfordern, ent-
scheidet das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Um-
welt Wiesbaden, als zuständige Bodenschutzbehörde. 
 

Zu Grundwasser, Bodenschutz: 
Die vorgebrachten Hinweise zu Altstandorten wurden bereits 
hinreichend in der Bauleitplanung berücksichtigt. In der Plan-
zeichnung sind Flächen gekennzeichnet, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. Die Bewertung 
jener Flächen erfolgt im Umweltbericht.  
 
Der Hinweis wird in der Begründung redaktionell unter Teil II C, 
Ziffer 1 ergänzt. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Grundwasser:  
Das Plangebiet liegt in der quantitativen Schutzzone B4-neu des festgesetzten 
Heilquellenschutzgebietes (WSG-ID: 414-005) für die staatlich anerkannten Heil-
quellen "Große u. kleine Adlerquelle, Kochbrunnen, Salmquelle, Schützenhof-
quelle und Faulbrunnen" der Landeshauptstadt Wiesbaden, siehe „Zulieferung 
zum Antrag Januar 2018“ S. 7. Die Schutzgebietsverordnung vom 26. Juli 2016 
(StAnz: 37/2016, S. 973 ff) ist zu beachten 

Zu Grundwasser:  
Der Hinweis zum Heilquellenschutzgebiet wurde bereits nach-
richtlich in die textlichen Festsetzungen, Teil D 3 des Bebau-
ungsplans übernommen.  

Abwasser, anlagenbezogener Gewässerschutz  
Der vorliegende Bebauungsplan legt dar, dass innerhalb des Plangebiets Er-
schließungsflächen, Stellplätze, Zufahrten und sonstige zu befestigende Grund-
stücksfreiflächen so herzustellen sind, dass Niederschläge versickert oder in an-
grenzende Pflanzflächen entwässert werden können. 70 % der Dachflächen sol-
len extensiv begrünt werden.  
 
Diese Maßnahmen werden in Summe nicht ausreichen, den Vorgaben der §§ 55 
Abs. 2 WHG und 37 Abs. 4 HWG zu genügen. In einem Entwässerungskonzept 
ist nachzuweisen, dass aus dem Gebiet in Zukunft nach Umnutzung und Neube-
bauung nicht mehr als 10 l/sha in den Mischwasserkanal abgeleitet werden. Für 
den darüberhinausgehenden Niederschlagswasseranteil sind Versickerungsan-
lagen mit Reinigungsstufe vorzusehen. 
 

Zu Abwasser, anlagenbezogenem Gewässerschutz:  
Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein bereits bestehendes 
gewerblich genutztes Gebiet mit hohem Versiegelungsgrad. Alle 
planungsrechtlich getroffenen Maßnahmen dienen zur Verbes-
serung der bestehenden Situation, greifen jedoch erst im Falle 
einer Betriebsaufgabe und Neubebauung einzelner Liegenschaf-
ten. Daher ist ein Entwässerungskonzept für das Bestandsgebiet 
grundsätzlich nicht erforderlich. Die Bewertung der Ausgangs- 
bzw. der Planungslage erfolgt im Umweltbericht.  

Abfallwirtschaft:  
Gegen die vorgenannte Maßnahme bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht 
keine grundsätzlichen Bedenken. Aufgrund der geplanten Abbrucharbeiten und 
der teilweise festgestellten Bodenbelastungen (siehe Begründung zum Bebau-
ungsplan) auf dem Gelände der Maßnahme, bitte ich um Beachtung der nachfol-
genden Punkte: 
 
Nr. 1: 
Die anfallenden Abfallfraktionen sind – soweit technisch möglich und wirtschaft-
lich zumutbar – jeweils getrennt zu halten, zu sammeln, zu befördern und vorran-
gig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen. 

Zu Abfallwirtschaft:  
Es werden keine Bedenken geäußert. Die vorgebrachten Hin-
weise obliegen der nachgeordneten Planungsebene und sind 
nicht Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Die anfallenden Abfallfraktionen sind zur abfalltechnischen Deklaration nach den 
Vorgaben der Probenahmerichtlinie PN 98 unter Berücksichtigung der Hand-
lungshilfe zur Anwendung der LAGA Mitteilung 32 (LAGA PN 98), zu beproben 
und auf den Parameterumfang der LAGA M20 zu untersuchen. 
 
Der im Rahmen der Maßnahme anfallende Erdaushub zur Entsorgung, ist nach 
den Vorgaben der Probenahmerichtlinie PN 98 zu untersuchen. 
 
Beabsichtigt der Bauherr von den Vorgaben der PN 98i, insbesondere der vorge-
sehenen Mindestanzahlen an Einzel-, Misch-, Sammel- und Laborproben der 
Tabelle 2 der PN 98i abzuweichen, ist der zuständigen Abfallbehörde (RP Darm-
stadt, Abteilung IV Arbeitsschutz und Umwelt Wiesbaden, Dezernat 42 – Abfall-
wirtschaft) vor Beginn der Maßnahme ein detailliertes Beprobungs- und Untersu-
chungskonzept zur Zustimmung vorzulegen.  
 
Nr. 2: 
Sofern nicht ausgeschlossen werden kann, dass die entstehenden Aushub- und 
/ oder Abbruchmassen auf einer Deponie entsorgt werden müssen, ist der Unter-
suchungsumfang auf die Parameter nach Anhang 3, Tabelle 2 der Deponiever-
ordnung (DepV) zu erweitern. 
 
Nr. 3: 
Die Regelungen des Merkblatts „Entsorgung von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) 
der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel (Stand: 01.09.2018) 
sind bei der Beprobung, Separierung, Bereitstellung, Lagerung und Entsorgung 
von Bodenaushub einzuhalten. 
 
Nr. 4: 
Die vorherige Zustimmung der zuständigen Abfallbehörde zu dem Beprobungs-
umfang, der Einstufung sowie zu den beabsichtigten Entsorgungsmaßnahmen 
ist einzuholen, wenn bisher nicht bekannte Schadstoffe im Bodenaushub er-
kennbar werden sollten.  
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Nr. 5 
Der Beginn der Bau- / Abbrucharbeiten ist der zuständigen Abfallbehörde 10 
Tage vorher anzuzeigen. 
 
Begründung 
Die Regelungen sollen für eine rechtssichere und schnelle Vorgehensweise zur 
Abfallbeurteilung und Entsorgungswegentscheidung sorgen. 
 
Gemäß § 8 Abs. 1 der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) ist eine Getrennt-
haltung bestimmter Abfallfraktionen vorzunehmen. Ausnahmen sind nach § 8 
Abs. 2 GewAbfV nur zulässig, wenn die getrennte Erfassung und Bereitstellung 
technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Damit wird auch 
eine regelkonforme Beprobung und Untersuchung der getrennt vorliegenden mi-
neralischen Abfälle ermöglicht, so dass ein möglichst hochwertiger Entsorgungs-
weg gewählt werden kann. 
 
Die Probenahmerichtlinie PN 98 stellt eine einheitliche und fundierte Basis zur 
regelkonformen Beprobung und Untersuchung evtl. anfallender Aushubmassen 
sicher. Abweichungen von dieser Vorgehensweise sind fachlich zu begründen 
und mit der zuständigen Behörde abzustimmen. 
 
Das hessische Baumerkblatt enthält weitere Detailregelungen zu Art und Bewer-
tung entstehender Abfälle und dient der einheitlichen Anwendung abfallrechtli-
cher Vorschriften. 
 
Der Zeitpunkt der Baumaßnahmen muss der zuständigen Abfallbehörde bekannt 
sein, um rechtzeitig Maßnahmen ergreifen zu können, wenn von geforderten Un-
tersuchungs- oder Berichtspflichten abgewichen wird. 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 

Behörde / Träger       
öffentlicher Belange 

Vorgebrachte Stellungnahme   
Beschlussvorschlag 
Begründung 
Auswirkung auf die Planung 

Immissionsschutz  
Gegen den Planentwurf bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Es sei auf 
die folgenden Sachverhalte hingewiesen, die sich auf der Ebene der Bauleitpla-
nung lösen lassen können: 
 
Es wird angeregt, die gemäß DIN 4109 für Außenfassaden festgelegte Schall-
dämmung gegen Außenlärm entsprechend den errechneten Lärmpegelberei-
chen (s. Lärmgutachten G 2595/20 von Richard Möbus bzw. vom 12.08.2020 
(siehe Anlagen 41 bis 46) festzusetzen. 
 
In der o. g. Schallimmissionsprognose G 2595/20 vom 12.08.2020 stellt der 
Sachverständige Richard Möbus fest: 
„An der Wohnbebauung östlich außerhalb der Planungsfläche zeigt der Ver-
gleich der Berechnungsergebnisse mit den Anforderungen der Verkehrslärm-
schutzverordnung, dass durch die Schalleinwirkungen aller Straßen die Grenz-
werte für Wohngebiet lediglich an den Westfassaden der Gebäude Hagenstraße 
4-8 überschritten werden. Während der Tagzeit werden die Immissionsgrenz-
werte um maximal 2 dB(A) und während der Nachtzeit nur an der Hagenstraße 4 
um 0,3 dB(A) überschritten. Diese Überschreitungen treten im Bestand 2018 
nicht auf.“ 
 
Auch wenn die genannten Überschreitungen in der Hagenstraße nur wenige dB 
betragen und an wenigen Aufpunkten auftreten, sollte diesen Überschreitungen 
nicht (nur) mit passiven Maßnahmen, welche eigentlich nur hilfsweise zur An-
wendung kommen sollen, begegnet werden. Umso nachvollziehbarer erscheint 
die Empfehlung des Gutachters, die zulässige Geschwindigkeit in der (geplan-
ten) Angelika-Thiels-Straße auf 30 km/h zu reduzieren und somit die betr. Über-
schreitungen abzusenken.  
 
Dies wäre mit einer entsprechenden textlichen Festsetzung leicht möglich.  
Die Empfehlung erscheint auch vor dem Hintergrund sinnvoll, dass die Angelika-
Thiels-Straße nicht als Durchgangs- sondern als untergeordnete Verbindungs-
straße anzusehen ist.  
 

Zu Immissionsschutz 
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Gemäß Lärmgutachten werden organisatorische Maßnahmen 
zur Minderung des Lärms vorgeschlagen, die keiner planungs-
rechtlichen Festsetzung bedürfen, sondern im Baugenehmi-
gungsverfahren vom zuständigen Fachamt geprüft und beurteilt 
werden.  
 
Die vorgeschlagene Maßnahme zur Temporeduzierung der An-
gelika-Thiels-Straße obliegt der nachgeordneten Planungs-
ebene.  
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Begründung 
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Das genannte Lärmgutachten geht von der Möglichkeit der Belieferung der Ein-
zelhandelsmärkte zur Nachtzeit aus und konstatiert entsprechende Überschrei-
tungen von bis zu 6 dB(A) der Immissionsrichtwerte der TA-Lärm -am nördlich 
angrenzenden Männerwohnheim der Heilsarmee, Schwarzenbergstr.7 (in An-
lage 56) und an der Westfassade bzw. in den Obergeschossen des Wohngebäu-
des Gernotstraße 3-9 durch Pegelspitzen (s. Anlage 59).  
 
Der Behörde liegen keine Erkenntnisse vor, ob diese Anlieferungen tatsächlich 
nachts stattfinden. Eine textliche Festsetzung, nämlich Anlieferungen nur zur 
Tagzeit (06:00 bis 22:00 Uhr) zuzulassen könnte hier für Klarheit sorgen. 

16.  Regierungspräsi-
dium Darmstadt - 
Dezernat I 18 
KMRD 

Die Stellungnahme Wi-2544-2018 bleibt weiterhin bestehen. 
 
Stellungnahme vom 02.11.2018 
 
Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder 
hat ergeben, dass sich Gelände in einem Bombenabwurfgebiet befindet.  
Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich 
ausgegangen werden.   
 
In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingrei-
fende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt wur-
den sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig.  Bei allen anderen Flä-
chen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel)  vor Be-
ginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen 
auf  den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erfor-
derlich, auf denen  bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll 
grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen.   
 
Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z. B. wegen Auffüllungen, Ver-
siegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheits-
gründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauar-
beiten erforderlich.    

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  
 
Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Auswirkungen auf die Planung: 
Die Anmerkung wird als redaktionelle Änderung im entsprechen-
den Hinweis in den textlichen Festsetzungen aufgenommen. Der 
Umweltbericht wird entsprechend angepasst. 
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Begründung 
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Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spund-
wand, Berliner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse 
abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaus-
hubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden.   
 
Mit einer Luftbilddetailauswertung wurden mehrere Verdachtspunkte ermittelt, 
die auf möglicherweise noch vorhandene Bombenblindgänger hinweisen. Die 
Punkte wurden koordinatenmäßig erfasst und in einem der Stellungnahme bei-
liegenden Lageplan rot gekennzeichnet.   
 
Eine Überprüfung der Verdachtspunkte ist vor bodeneingreifenden Bauarbeiten 
erforderlich. Sofern das Gelände nicht sondierfähig sein sollte (wegen oberflä-
chennahen magnetischen Störungen wie Auffüllung, Versiegelung, Versorgungs-
leitungen) ist eine Überprüfung mittels Sondierungsbohrungen erforderlich.   
Eine Überprüfung der Verdachtspunkte ist auch dann erforderlich, wenn sich 
diese Verdachtspunkte außerhalb des Baufeldes bzw. Grundstückes befinden 
und vor bodeneingreifenden Bauarbeiten ein Sicherheitsabstand im Radius von 
15 Metern um den eingemessenen Verdachtspunkt nicht eingehalten werden 
kann.   
 
Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die 
Kampfmittelräumungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchge-
führt wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die unter-
suchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detektionsver-
fahren anzugeben.    
 
Für die Dokumentation der Räumdaten beim Kampfmittelräumdienst des Landes 
Hessen wurde das Datenmodul KMIS-R entwickelt. Wir bitten Sie, bei der Beauf-
tragung des Dienstleisters auf die Verwendung des Datenmoduls KMIS-R hinzu-
weisen. Hierfür ist es erforderlich, dass die überprüften und geräumten Flächen 
örtlich mit den Gauß / Krüger Koordinaten eingemessen werden.    
 
Wir bitten Sie nach Abschluss der Arbeiten um Übersendung des Lageplans und 
der KMIS- R-Datei, welche Sie durch die von Ihnen beauftragte Fachfirma erhal-
ten.   
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Das Datenmodul KMIS-R können Sie kostenlos von der nachstehenden Internet-
seite des  Kampfmittelräumdienstes downloaden:   
http://www.rp-darmstadt.hessen.de (Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr, 
Kampfmittelräumdienst)   
 
Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) 
sind vom Antragsteller / Antragstellerin, Interessenten / Interessentin oder sonsti-
gen Berechtigten (z. B. Eigentümer / Eigentümerin, Investor / Investorin) zu tra-
gen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen selbst bei einer Fachfirma in 
Auftrag zu geben und zu bezahlen.    
 
Für die Dokumentation der durchgeführten Kampfmittelräumung werden die örtli-
chen Gauß/Krüger-Koordinaten benötigt.   
 
Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich im-
mer das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme 
beizufügen.      
 
Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampf-
mittelräumung im Lande Hessen.   
 
Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die        
Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. Dies 
ist in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum Zwe-
cke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestim-
mungen für die Kampfmittelräumung.   
 
Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden.  
  
Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefunde-
nen Kampfmittel wird das Land Hessen – Kampfmittelräumdienst - weiterhin auf 
eigene Kosten übernehmen. 
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17.   Polizeipräsidium 
Westhessen 

Aus verkehrspolizeilicher Sicht bestehen gegen die Bebauungs- und Erschlie-
ßungsmaßnahmen keine Bedenken.  

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 

18.   Amt für Soziale 
Arbeit – Abteilung 
Grundsatz und 
Planung 

Dem vorliegenden Planentwurf stimmen wir zu. Das existierende Männerwohn-
heim der Heilsarmee wird langfristig planungsrechtlich durch die Festsetzung 
„Fläche für Gemeinbedarf“ gesichert.  

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
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19.   Referat Wirt-
schaft und Be-
schäftigung  

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindlichen Bauflächen, die bisher 
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung eine ungeordnete Gemengelage dar-
stellen, sollen (zukünftig hochwertige) gewerbliche Nutzungen sowie Einzelhan-
delsnutzungen sichern und aufnehmen. Die Grundstücke werden neu geordnet 
und sollen die Gemeinbedarfsnutzung in der Schwarzenbergstraße 7 sowie die 
neue Verkehrsverbindung Mainzer Straße – Siegfriedring über die Angelika-
Thiels-Straße und die Hagenstraße sichern.  
 
Der Bebauungsplan wird für die mittlerweile eingetretenen Entwicklungen (Aldi, 
Porsche-Zentrum) und die konkretisierten Planungsabsichten die planungsrecht-
lichen Voraussetzungen schaffen und eine geordnete und qualitätsvolle städte-
bauliche Entwicklung in diesem Bereich ermöglichen.  
 
Die vorhandene zentrenrelevante Einzelhandelsnutzung wird gesichert. Eine 
Ausbreitung der zentrenrelevanten Einzelhandelsnutzungen soll jedoch, wie 
auch in der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes gefordert, unterbunden 
werden.  
 
Gegen den Bebauungsplan Mainzer Straße C bestehen seitens des Referates 
für Wohnen und Beschäftigung keine Bedenken.  

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  
 
Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 

20.   DB Immobilien, 
Region Mitte 

Bahnstrecke 3505: Wiesbaden – Wiesbaden Biebrich, ca. Bahn-km 42,770 bis 
43,000 links der Bahn und Bahnstrecke 3509: Breckenheim – Wiesbaden Hbf, 
ca. Bahn-km 11,050 bis 11,400 rechts der Bahn  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen 
übersendet die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und 
der DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, hiermit folgende Ge-
samtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum o. g. Verfahren. Gegen 
die Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes bestehen bei Beachtung und Einhal-
tung der nachfolgenden Bedingungen/Auflagen und Hinweise aus Sicht der 
Deutschen Bahn AG und ihrer Konzernunternehmen keine Bedenken. Durch die 
Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres auf 
der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden. Baumaß-
nahmen entlang der Bahnstrecke bedürfen in jedem Falle der Abstimmung mit 

Beschlussvorschlag:  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung:  
Es werden keine Bedenken geäußert.  
Die nachrichtliche Übernahme der Bahnflächen erfolgte auf 
Grundlage des städtischen Katasters. Der Geltungsbereich bein-
haltet keine Flächen, die im Eigentum der Deutschen Bahn AG, 
DB Immobilien sind.  
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der DB Netz AG. Wir weisen darauf hin, dass ein Bauvorhaben nur genehmigt 
werden kann, wenn es neben den Vorschriften des allgemeinen (Landes-) Bau-
rechts auch sonstige öffentliche Vorschriften (z. B. solche des Eisenbahnrechts) 
einhält und die öffentliche (Bahn-) Verkehrssicherheit nicht gefährdet wird.  
 
Es hat den Anschein, dass DB-Flächen im Randbereich geringfügig überplant 
wurden. Planfestgestellte Betriebsanlagen der Eisenbahn können in der Bauleit-
planung nur nachrichtlich aufgenommen werden. Bei diesen Flächen handelt es 
sich um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen, die dem Fachplanungsvorbehalt 
des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. Änderungen an Eisenbahnbe-
triebsanlagen unterliegen demnach dem Genehmigungsvorbehalt des EBA (§§ 
23 Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG i.V.m. § 18 
AEG).  
 
Abstandsflächen  
Die Abstandsflächen gemäß LBauO sowie sonstige baurechtliche und nachbar-
rechtliche Bestimmungen sind einzuhalten.  
 
Bauarbeiten  
Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach 
den anerkannten Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheits-
vorschriften, technischen Bedingungen und einschlägigen Regelwerke zu erfol-
gen. Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbeson-
dere Bahndamm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Gleise etc.) sind stets zu 
gewährleisten. Der Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefährdet wer-
den. Grenzbebauungen sind seitens der DB Netz AG nicht zulässig. Das Baufeld 
ist in Gleisnähe so zu sichern, dass keine Baufahrzeuge, Personen, Materialien 
oder Geräte unbeabsichtigt in den Gefahrenbereich gelangen. Während der Ar-
beiten muss in jedem Fall sichergestellt sein, dass durch die Bauarbeiten der 
Gefahrenbereich (Definition Siehe GUV VD 33 Anlage 2) der Gleise, einschließ-
lich des Luftraumes nicht berührt wird. Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht 
auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. Lagerungen von Baumate-
rialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass unter keinen 
Umständen Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) 
gelangen.  
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Immissionen  
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe 
z. B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder 
etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Bei Wohn-
bauplanungen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf die Ver-
pflichtung des kommunalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z. B. Errich-
tung Schallschutzwände) und passive (z. B. Riegelbebauung) Lärmschutzmaß-
nahmen zu prüfen und festzusetzen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb aus-
gehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder vom Bau-
herrn auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzu-
nehmen.  
 
Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen  
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z. B. (Mobil-) Kran, 
Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanla-
gen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die Ein-
haltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit 
TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen 
Rechtsnachfolger zu tragen. Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Be-
triebsanlagen der DB überschwenkt, so ist mit der DB Netz AG eine schriftliche 
Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 6 Wochen vor Kranaufstellung 
bei der DB Netz AG zu beantragen ist.  
 
Einfriedung  
Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicher-
heit und auch im Interesse der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehren-
den Personen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein gewolltes oder unge-
wolltes Betreten und Befahren von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen 
in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die Einfriedungen zur 
Bahneigentumsgrenze hin sind so zu verankern, dass sie nicht umgeworfen wer-
den können (Sturm, Vandalismus usw.). Ggf. ist eine Bahnerdung gemäß VDE-
Richtlinien vorzusehen. Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechts-
nachfolgern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden 
Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

Begründung: 
Es werden keine Wohnbauflächen oder gemischte Bauflächen 
festgesetzt. 
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Bepflanzung von Grundstücken zur Gleisseite  
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere 
Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entspre-
chen. Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB Konzernrichtlinie (Ril) 882 
„Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. Abstand 
und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z. B. bei 
Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. Diese Abstände sind durch 
geeignete Maßnahmen Rückschnitt u. a.) ständig zu gewährleisten. Der Pflanz-
abstand zum Bahnbetriebsgelände ist entsprechend der Endwuchshöhe zu wäh-
len. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisen-
bahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese ent-
sprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich 
die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers 
zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Wir bitten deshalb, entsprechende Neu-
anpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein auszuschließen.  
 
Vorhandene Kabel und Leitungen der DB AG  
Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von DB Lie-
genschaften jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel, Lei-
tungen oder Verrohrungen gerechnet werden muss.  
 
Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen  
Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z. B. Baustellenbe-
leuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der 
Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass 
Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, 
Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen.  
 
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer  
Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahn-
grund abgeleitet werden. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation 
abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. 
Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion 
nicht beeinträchtigt werden.  
 

Die benannten Aspekte und Hinweise sind Gegenstand der 
nachgeordneten Genehmigungsverfahren. 
 
Auswirkungen auf die Planung: 
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Bauleitplanung. 
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Keine Beschädigung und Verunreinigung der Bahnanlagen Es wird hiermit auf   
§ 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebseinrich-
tungen oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder 
sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu be-
reiten oder andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlungen vor-
zunehmen.  
 
Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn  
Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, 
haftet der Planungsträger / Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft ne-
gative Einwirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Änderungs-
maßnahmen sind dann auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. dessen Rechts-
nachfolger zu veranlassen.  
 
Die DB AG ist im Zuge der weiteren Planungsphasen und späteren Baugeneh-
migungen einzubinden. Wir behalten uns weitere Bedingungen und Auflagen 
vor.  

 


